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 Liebe Leserinnen und Leser, 
 
Defizite und Versäumnisse der deut-
schen Bildungspolitik sind in letzter
Zeit durch Publikationen (PISA-
Berichte, OECD-Studie) verstärkt in 
die öffentliche Diskussion geraten: Im
internationalen Vergleich erweisen 
sich die Leistungen deutscher Schüle-
rinnen und Schüler als eher mittelmä-
ßig, die Bildungsausgaben und Unter-
richtszeiten liegen unter dem interna-
tionalen Durchschnitt. Als überaus
negativ ist auch zu vermerken, dass in
Deutschland Bildungserfolg besonders 
stark von der sozialen Herkunft ab-
hängt.  
 
Kinder und Jugendliche aus Haushal-
ten mit niedrigem Sozialstatus – vor 
allem aus solchen mit Migrationshin-
tergrund – sind von Erfolgen in schuli-
scher und beruflicher Bildung weitge-
hend abgeschnitten, wenn sie nicht 
zusätzlich gefördert werden. Geringe 
Bildung aber bedeutet Benachteili-
gung: hinsichtlich sozialer und kultu-
reller Integration wie Berufs- und Be-
schäftigungschancen. Die Folgen zei-
gen sich in den Programmgebieten
der Sozialen Stadt besonders deutlich.
Das Handlungsfeld „Schule und Bil-
dung im Stadtteil“ ist bereits in den
Ergebnissen der Programmbegleitung 
als zentral und intensivierungsbedürf-
tig herausgestellt worden. Mit den Er-
 

 gebnissen der bundesweiten Zwi-
schenevaluierung wird dieser Befund 
bestätigt, gar bekräftigt. 
 
Aus mehreren Beiträgen in diesem 
Heft wird ersichtlich: in benachteilig-
ten Stadtteilen muss ein offensives 
gebietsbezogenes Bildungsmanage-
ment aufgebaut werden. „Bildung ist 
mehr als Schule“, diese inzwischen 
verbreitete Erkenntnis verweist darauf, 
dass es um eine integrierte Sozial-, 
Familien- und Bildungspolitik geht, 
dass die Übergänge von Kindergarten, 
Schule und Beruf mehr Beachtung 
verdienen und Schulen, Betriebe, 
Kinder- und Jugendhilfe sowie Quar-
tiermanagement in vernetzte Struktu-
ren eingebunden werden müssen.  
 
Die innovativen Projekte für neue 
Unterrichtsformen und -inhalte, die 
viel versprechenden Ansätze zur Öff-
nung von Schulen in den Stadtteil 
und zur Vernetzung bildungsbeteilig-
ter Akteure und Institutionen nehmen 
zu – hierfür stehen auch manche Bei-
träge in diesem info. Doch aus diesen 
Ausnahmen muss noch die Regel 
werden, die Projekte müssen „Schule 
machen“.  
 

 Ihre Difu-Projektgruppe  
 Bundestransferstelle Soziale Stadt 

 



 

2 Soziale Stadt info 16 – Februar 2005 

Das Bundesjugendkuratorium (BJK) 
hat sich – als Beratungsgremium der 
Bundesregierung in grundsätzlichen 
Fragen der Jugendpolitik und Jugend-
hilfe (nach § 83 Abs. 2 Sozialgesetz-
buch Achtes Buch: Kinder und Ju-
gendhilfe [SGB VIII/KJHG]) – in den 
letzten Jahren kontinuierlich mit dem 
Thema Bildung und Jugendhilfe be-
schäftigt und sich für ein neues, um-
fassendes Verständnis von Bildung 
ausgesprochen1. Zuletzt hat das BJK in 
einer Stellungnahme zum Investitions-
programm „Zukunft Bildung und 
Betreuung“ der Bundesregierung 
(IZBB) auf die gleichrangige Bedeu-
tung der unterschiedlichen Bildungs-
prozesse formeller, nichtformeller und 
informeller Art und ihrer komplemen-
tären Wirkung für das Aufwachsen 
von Kindern und Jugendlichen hinge-
wiesen sowie in diesem Sinne für eine 
neue Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule plädiert. In der Stellungnahme 
enthalten ist die Forderung nach einer 
neuen Schule, die in gemeinsamer 
Verantwortung mit der Jugendhilfe 
gestaltet wird, um Kinder und Jugend-
liche besser und gerechter zu för-
dern2. Inzwischen sind – auch durch 
das IZBB – an vielen Orten unter-
schiedliche Aktivitäten zur Einrichtung 
von Ganztagsschulen begonnen wor-
den. 
 
Das BJK setzt sich nunmehr erneut mit 
dieser Frage auseinander, weil zu-
nehmend Zweifel aufkommen, ob sich 
in der Praxis der Schule auch tatsäch-
lich Veränderungen im Sinne weiter-
führender Konzepte durchsetzen. Un-
klar ist auch, ob dort die strukturellen 
Voraussetzungen für Kooperationen 
geschaffen werden oder nur spora-
disch zusammengearbeitet wird. Etli-
che Debatten gehen außerdem nach 

Einschätzung des BJK an der realen 
sozialen und ökonomischen Lage vie-
ler Kinder und ihrer Familien vorbei. 
Die Auseinandersetzungen werden 
nach wie vor anhand von „Schubla-
den“ geführt; sie sind zu wenig auf die 
Kinder und Jugendlichen ausgerichtet 
und stellen zu sehr die bestehenden 
Institutionen, die Schule und die Kin-
der- und Jugendhilfe, in den Mittel-
punkt. Schule gelingt es außerdem 
weiterhin nicht, die Ursachenverket-
tung von sozialer Herkunft und Bil-
dungserfolg zu durchbrechen. Das 
Recht jedes Kindes auf Bildung wird 
so massiv beeinträchtigt. Die Lage zu-
gunsten bildungsschwacher oder bil-
dungsferner Schichten zu ändern, setzt 
nach Auffassung des BJK nicht nur 
voraus, dass sich Schule sowohl struk-
turell als auch in ihren Instrumenten 
und Methoden verändert und sich ei-
nem umfassenden Verständnis von 
Bildung öffnet. Es verlangt auch eine 
sozialräumliche Öffnung und eine In-
tegration von „außerschulischen“ Bil-
dungsprozessen in den Schulalltag. 
Darüber hinaus weisen die Befunde 
darauf hin, dass es einer neuen integ-
rierten Sozial-, Familien- und Bil-
dungspolitik auf kommunaler Ebene 
bedarf.  
 
Das BJK sieht es als dringend erforder-
lich an, vor Ort umfassende Bildungs- 
und Erziehungskonzepte zu entwi-
ckeln, die von lokalen Bündnissen für 
Bildung zusammengeführt, gebündelt 
und inhaltlich wie konzeptionell aus-
gestaltet werden. So könnten schließ-
lich neue, zivilgesellschaftlich veran-
kerte Bildungsorte für Kinder und Ju-
gendliche entstehen, vorausgesetzt, 
die Schulen lassen sich in einen sol-
chen Prozess einbinden und bringen 
sich verbindlich ein. 

In diesem Sinne hat das BJK unter dem 
Titel „Neue Bildungsorte für Kinder 
und Jugendliche“ mittlerweile ein wei-
teres Positionspapier verfasst, das der 
Bundesregierung vorliegt. Das BJK 
möchte damit eine erweiterte gesell-
schaftspolitische Sichtweise in der 
Diskussion um Jugendhilfe und (Ganz-
tags-)Schule befördern. Es bedarf näm-
lich einer neuen „Ganztagsbildung“ 
für Kinder, die weder in der herkömm-
lichen Schule noch durch die bisheri-
ge Jugendhilfe allein zu realisieren ist, 
sondern eine weitgehende Umgestal-
tung aller Bildungsträger sowie neue 
Formen und Qualitäten der Koopera-
tion in den Kommunen und Regionen 
voraussetzt. Dabei stehen folgende 
fünf Gesichtspunkte im Zentrum der 
Überlegung:  
 
1.  Bildungs- und Entwicklungs-

chancen müssen sozialräumlich 
gestaltet und zivilgesellschaftlich 
ausgerichtet werden  

Bildungs- und Entwicklungschancen 
sind räumlich sehr unterschiedlich 
verteilt. Der Wohnumgebung kommt 
eine wesentliche Bedeutung in der 
Persönlichkeitsentwicklung und in der 
Beziehungsaufnahme zur Umwelt zu. 
Dies umso mehr, wenn der Erfah-
rungs- und Bewegungsspielraum klein 
und fast ausschließlich auf diesen 
Nahraum beschränkt ist. Charakteris-
tisch für prekäre Lebenslagen von Fa-
milien wie Armut und Arbeitslosigkeit 
ist, dass sie weitere Desintegrationsef-
fekte z.B. auf soziale Netze, die Ge-
sundheitsversorgung und insbesondere 
auf den Bildungsbereich haben. Des-
halb bedarf es einer neuen, öffentli-
chen Verantwortung für Bildung, die 
im sozialen Nahraum der Kinder und 
Jugendlichen gemeinsam auszugestal-
ten ist. Eine zukunftsfähige Bildungs- 

Neue Bildungsorte für Kinder und Jugendliche 
Aktuelle Positionen des Bundesjugendkuratoriums  

in der bildungspolitischen Debatte 
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und Sozialpolitik muss bei den Le-
benslagen, Lebenswelten und Res-
sourcen der Kinder und Jugendlichen 
ansetzen und darf nicht von engen 
Ressortgrenzen oder institutionellen 
Interessen ausgehen. Der aktuelle Dis-
kurs vernachlässigt die erforderliche 
Anstrengung vor Ort. Dort geht es 
darum, kleine Netze (sozialer Nah-
raum, Nachbarschaft) mit großen Net-
zen (Jugend- und Sozialpolitik, öffent-
liche Dienstleistung) zu verknüpfen. 
Partnerschaften und Projekte im loka-
len Raum sind zu aktivieren, Eigenini-
tiative, Selbsthilfe und nachbarschaft-
liche Hilfe ausreichend zu unterstüt-
zen.  
 
2.  Die Förderung muss individuell 

erfolgen und von den Bedürfnis-
sen der Kinder ausgehen 

Durch eine systematische und indivi-
duelle Bildungsförderung sind die bio-
grafischen Besonderheiten jedes ein-
zelnen Kindes, ob Junge oder Mäd-
chen, mit oder ohne Migrationshin-
tergrund, bildungsnah oder bildungs-
fern, zum Ausgangspunkt zu machen. 
Bildungsförderung meint hier nicht al-
lein die Erweiterung von Wissen im 
kognitiven Bereich, sondern schließt 
die soziale und emotionale Persön-
lichkeitsbildung mit ein.  
 
Die individuelle Förderung aller Kin-
der und Jugendlichen setzt voraus, 
dass jedes Kind Bildungseinrichtungen 
wie Kindertagesstätte und Schule so-
wie Angebote der Jugendhilfe als Lern- 
und Lebensräume erlebt, in denen 
seine Entwicklung – eng abgestimmt 
mit dem Elternhaus – gefördert wird. 
Daneben bedarf es der Möglichkeiten 
und Freiräume für Selbstorganisation 
und Selbstbildung von jungen Men-
schen, wie sie etwa die Jugendarbeit 
bietet. Von diesen – den Kindern und 
Jugendlichen zu schaffenden – Ent-
wicklungsmöglichkeiten sind Forde-
rungen abzuleiten, die sowohl die öf-
fentlichen Institutionen als auch die 
Eltern in die Pflicht nehmen. Das Land 
und die Kommune müssen günstige 
Rahmenbedingungen für die von ih-

nen zu verantwortenden Handlungs-
bereiche gewährleisten. 
 
Das BJK ist der Meinung, dass die Ori-
entierung und Ausrichtung an den Be-
dürfnissen der Schülerinnen und Schü-
ler, Kinder und Jugendlichen sowie an 
den Erfordernissen der Gesellschaft 
ein neues Gesamtkonzept von ganztä-
giger Bildung erfordern und mit der 
Einrichtung neuer Orte für Bildung 
einhergehen müssen.  
 
3.  Bildungsorte sind als Orte  

öffentlicher Verantwortung  
zu verstehen 

Schon im Elften Kinder- und Jugend-
bericht3 wird herausgearbeitet, welche 
Bedeutung der soziale Nahraum für 
das Aufwachsen von Kindern und Ju-
gendlichen hat. Dort wird auch auf 
die bildungspolitische Erkenntnis ver-
wiesen, dass sich Lernen und Bildung 
im Sinne des weit gefassten Bildungs-
begriffs nicht auf „pädagogische Insti-
tutionen“ reduzieren lassen. 
 
Neue Bildungsorte und Bildungsfor-
men können nur aus einer gemeinsa-
men Anstrengung aller Akteure resul-
tieren. Voraussetzung hierfür ist, dass 
die Zuständigkeit für Bildung nicht an 
einzelne Institutionen abgegeben, 
sondern gesamtgesellschaftlich Ver-
antwortung für Bildung übernommen 
wird: von den Kindern und Jugend-
lichen selbst, von der Schule, der Ju-
gendhilfe, den Eltern, den Lehrerinnen 
und Lehrern, den Kommunen, den Ak-
teuren der Zivilgesellschaft und der 
Wirtschaft, dem Land und dem Bund. 
Erforderlich ist auch ein besonderes 
Engagement professioneller Kräfte der 
Bildung und der Sozialarbeit, die ihre 
jeweiligen Kompetenzen einbringen 
und Hand in Hand an dem gemein-
samen Ziel arbeiten. Für Kinder und 
Jugendliche muss sich Bildung an Bil-
dungsorten manifestieren; diese sollen 
sichtbar, attraktiv und offen zugäng-
lich sein. Diese Orte müssen als ge-
staltbare Räume der Partizipation von 
Kindern, Jugendlichen und Familien 
mitgetragen und gestaltet werden, sie 

dürfen nicht mit Angst besetzt sein 
oder Ablehnung erzeugen. 
 
4.  Auch die Jugendhilfe  

muss sich ändern 
Die gemeinsame Wahrnehmung öf-
fentlicher Verantwortung verlangt ei-
nen konkreten Ort. Damit im Stadtteil 
neue Bildungsorte entstehen, stellen 
Einrichtungen wie Schulen, Kinderta-
gesstätten und Jugendzentren dazu ih-
re Infrastruktur zur Verfügung und 
werden zum räumlichen Kristallisati-
onspunkt für angebots- und einrich-
tungsübergreifende „Stadträume“ als 
„Bildungsorte“. Dass auf diese Weise 
Orte entstehen, die eine integrierte 
Kinder- und Jugendförderung und Bil-
dung gewährleisten, stellt die Kinder- 
und Jugendhilfe trotz bereits vorlie-
gender Erfahrungen mit Sozialraum-
orientierung vor große Herausforde-
rungen: Noch arbeitet sie überwie-
gend getrennt nach Lebensphasen und 
in ihren spezifischen „Säulen“ – was 
eine biografisch orientierte Begleitung 
und die Gewährleistung von individu-
ell maßgeschneiderter Förderung er-
schwert. Um integrierte Dienstleistun-
gen zu verwirklichen, müssen Res-
sourcen für die Einrichtung eines 
Netzwerkes von Bildungsorten er-
schlossen werden. In diesem Netz-
werk kann ein breit gefächertes 
Dienstleistungsangebot für Kinder, 
Familien und ihr kommunales Umfeld 
vorgehalten werden. An den Bil-
dungsorten sollen qualifizierte vor-
schulische und schulische Kinderer-
ziehung und -betreuung, Unterstüt-
zung der Familien und Dienstleistun-
gen des Gesundheitswesens gebündelt 
angeboten werden. Sie können Eltern 
und Trägern von Bildungseinrichtun-
gen für Kinder aller Alterstufen im je-
weiligen Sozialraum als Anlaufstellen 
dienen. 
 
5.  Es gilt eine neue lokale Bildungs- 

und Sozialpolitik zu etablieren  
Wenn Kommunen erkennen, dass 
kommunale Bildungspolitik eine Zu-
kunftsaufgabe darstellt, der sie nach-
kommen müssen, gilt es die unter-
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schiedlichen Politikfelder, die Kinder 
und Familien betreffen, stärker als bis-
lang zueinander in Beziehung zu set-
zen und integrierte Dienstleistungen 
zu erbringen. Die Chance der einzel-
nen Kommune läge darin, sozialräum-
liche Ressourcen – sei es im Stadtteil 
oder in der ländlichen Gemeinde – zu 
erschließen und zu nutzen und alte 
„Versäulungen“ zu überwinden. Denn 
um den neuen Bildungsort in einem 
Netzwerk von Beratungen, Angeboten 
und Diensten für Kinder und ihre Fa-
milien anzusiedeln und zu gestalten, 
bedarf es der politischen und verwal-
tungstechnischen Unterstützung und 
Umgestaltung durch die Kommune. 
Sie muss Leitziele mit den Akteuren 
vor Ort in den Stadtteilen aushandeln, 
Sozialraumbudgets zur Verfügung stel-
len und das Controlling auf gesamt-
kommunaler Ebene übernehmen. Dies 
setzt außerdem voraus, dass auf natio-
naler und landespolitischer Ebene pä-
dagogische Bildungsstandards entwi-
ckelt werden, die von den Kommunen 
aus Stadt- und Stadtteilentwicklungs-
perspektive als eigene Qualitätsstan-
dards ergänzt und spezifiziert werden, 
während die konkrete Ausgestaltung 
den Bildungsakteuren im Stadtteil ob-
liegt. Dazu muss die Kommune ent-
sprechende Zuständigkeiten und fi-
nanzielle Gestaltungsmöglichkeiten 
erhalten. 
 
Das Bundesjugendkuratorium wird in 
den nächsten Monaten weitere Ideen 
und Anregungen erarbeiten, die die 
lokale Ebene und ihre Akteure stärken 
und eine integrierte Sozial- und Bil-
dungspolitik vor Ort befördern – im 
Sinne der Kinder, Jugendlichen und 
ihrer Familien. 
 

 Andrea Pingel und Sven Borsche 
 Geschäftsstelle  
 Bundesjugendkuratorium 
 Rheinweg 6,53113 Bonn 
 Telefon: 0228/3771841 
 Telefax: 0228/3771842 
 E-Mail: pingel.bjk@t-online.de 
 E-Mail: borsche.bjk@t-online.de 
 www.bundesjugendkuratorium.de  

1  Bereits 2001 hat das Bundesjugendkura-
torium mit seiner Streitschrift „Zukunfts-
fähigkeit sichern! Für ein neues Verhältnis 
von Schule und Jugendhilfe!“ (Bonn 
2001) die Bildungsdebatte in der Jugend-
hilfe befördert und sich an dieser Stelle 
auch für den Ausbau der Ganztagsschu-
len ausgesprochen, die aber von allen Be-
teiligten vorrangig an den Bildungspoten-
zialen und -interessen der Kinder auszu-
richten sind. Mit der Formulierung der 
Leipziger Thesen „Bildung ist mehr als 
Schule!“ im Sommer 2002 ist die Diskus-
sion weiter intensiviert worden. Aus-
gangspunkt der Überlegungen sind die 
Thesen des BJK „Gegen den irrationalen 
Umgang der Gesellschaft mit der nach-
wachsenden Generation“, die sich vor al-
lem auf die Bereiche Zukunftsressourcen, 
Bildung, Arbeit, Jugendförderung und 
Familie beziehen.  

2  Bundesjugendkuratorium (2003): Auf 
dem Weg zu einer neuen Schule – Ju-
gendhilfe und Schule in gemeinsamer 
Verantwortung, Bonn. 

3  Vgl. zum Aufwachsen in öffentlicher Ver-
antwortung Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) (Hrsg.) (2002): Elfter Kinder- 
und Jugendbericht: Bericht über die Le-
benssituation junger Menschen und die 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland. Bonn. 
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Kinder und Jugendliche in  
benachteiligten Stadtteilen –  
Integrierte jugendpolitische  
Strategien in städtischen Gebieten 
 
In diesem Dokument werden zentrale 
Themen aufgezeigt, die im Plenum der 
Konferenz vorgetragen wurden. Dar-
über hinaus werden sowohl in den Be-
richten der vier Arbeitsgruppen als 
auch im Gesamtbericht über die Kon-
ferenz die wesentlichen Diskussions-
punkte ausführlicher dargelegt, wobei 
auch die in den Arbeitsgruppen und 
auf den Plenarsitzungen vorgebrach-
ten widersprüchlichen Auffassungen 
Berücksichtigung finden. 
 
Die Konferenz regt einen europawei-
ten Austausch zu der Frage des Regio-
nen übergreifenden Lernens an, der 
unter alternierender Federführung eu-
ropäischer Länder organisiert werden 
kann. Die Initiative für einen Aus-
tausch hat ihren Ursprung auf der lo-
kalen Ebene. Die Teilnehmer sehen 
die lokale Ebene im Zentrum aller 
Bemühungen. Der eingeleitete Aus-
tausch soll deshalb den Titel „Berlin-
Prozess/Die soziale Stadt für Kinder 
und Jugendliche“ tragen. 
 
160 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der europäischen Fachkonferenz „In-
tegrierte Strategien für Kinder und Ju-
gendliche in benachteiligten Stadttei-
len“ unter Beteiligung von Bürger-
meister/innen europäischer Großstäd-
te, Parlamentarier/innen und gewähl-
ten Kommunalvertreter/innen, Jugend-
forscher/innen und Experten/innen der 
kommunalen Jugendpolitik, Nichtre-
gierungsorganisationen und hier ins-
besondere Jugendorganisationen,  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fachkräften der Jugend- und Sozialar-
beit sowie Vertreter/innen deutscher 
und europäischer Institutionen trafen 
sich vom 23. bis 25. November 2004 
in Berlin, um gemeinsam auf die oft 
schwierigen Lebensbedingungen jun-
ger Menschen in benachteiligten 
Stadtteilen aufmerksam zu machen. 
Initiiert und finanziert durch das Bun-
desministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) der Bun-
desrepublik Deutschland, wurde diese 
Konferenz in Zusammenarbeit mit 
dem Kongress der Gemeinden und 
Regionen Europas und dem Direktorat 
für Jugend und Sport des Europarates 
veranstaltet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In dieser Konferenz werden verschie-
dene Praxiserfahrungen und Ideen von 
deutschen und europäischen Kommu-
nen zusammengebracht und anhand 
konkreter Projektbeispiele diskutiert. 
Die Konferenz fügt dem europaweiten 
Austausch von integrierten lokalen Po-
litikansätzen eine neue Qualität hinzu, 
indem sie die europäischen Kommu-
nen als integralen Bestandteil einbe-
zieht. Dies soll eine Anregung dafür 
sein, Regionen übergreifendes Lernen 
in Europa zukünftig durch die alternie-
rende Federführung europäischer Län-
der zu organisieren. 
 

Europäische Fachkonferenz  
„Integrierte Strategien für Kinder und Jugendliche 
in benachteiligten Stadtteilen“ 
Gemeinsame Erklärung der Konferenzteilnehmerinnen und -teilnehmer 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Europäischen Fachkonferenz 
„Integrierte Strategien für Kinder und Jugendliche in benachteiligten Stadt-
teilen“, die vom 23. bis zum 25. November 2004 in Berlin stattfand, ver-
abschiedeten eine gemeinsame Erklärung zur Situation von Kindern und 
Jugendlichen in benachteiligten Stadtteilen. Auf der Konferenz hatten über 
160 kommunale Fachvertreterinnen und -vertreter aus 18 europäischen 
Ländern gemeinsam über Strategien und Maßnahmen diskutiert, mit denen 
sich die Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen in sozialen Brenn-
punkten verbessern lässt. Der eingeleitete Austausch bezieht sich vor allem 
auf die Frage des Regionen übergreifenden Lernens und konzentriert sich 
auf die lokale Ebene. Der Austausch trägt den Titel „Berlin-Prozess/Die so-
ziale Stadt für Kinder und Jugendliche“. 
 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend startete 
im Sommer 2002 die Programmplattform E&C („Entwicklung und Chancen 
junger Menschen in sozialen Brennpunkten“). Die Plattform ergänzt das 
Bund-Länder-Programm „Die Soziale Stadt – Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf“ und will Angebote, Programme und Strukturen für 
junge Menschen vernetzen, um deren soziale und berufliche Integration zu 
fördern. Im Rahmen von E&C werden zum Beispiel ein Erfahrungsaus-
tausch auf den Ebenen Bund, Länder, Kommunen und Stadtteile organisiert 
und ein bundesweiter fachlicher Diskurs zur Weiterentwicklung/Reform 
der sozialen Dienste angeboten. 
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Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Konferenz bringen als Forscher/ 
innen, Praktiker/innen, Lehrende und 
Ausbilder/innen, Quartiersmanager/ 
innen, Vertreter/innen der Zivilgesell-
schaft und Politiker/innen ihr Wissen 
in die Debatte ein. Ihrer besonderen 
Verantwortung bewusst, hegen die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer die 
Hoffnung, dass die auf der Konferenz 
diskutierten Inhalte Gegenstand eines 
breit angelegten Dialogs mit den zu-
ständigen politischen Gremien und In-
stitutionen der lokalen, regionalen und 
europäischen Gebietskörperschaften 
sein werden. 
 
Europa hält für junge Menschen viele 
spannende Perspektiven bereit: Der 
Lissabon-Prozess hat zum Ziel, dass 
im Jahr 2010 die Europäische Union 
die stärkste wissensbasierte Wirtschaft 
der Welt ist. Es werden grundlegende 
Investitionen im Bildungsbereich getä-
tigt werden von der frühen Kindheit 
über die allgemein bildende Schule, 
weiter führende Schule, Hochschul-
ausbildung, Berufsbildung bis hin zu 
Lebenslangem Lernen. Die neuen EU-
Mitgliedstaaten Zentral-, Ost- und 
Südosteuropas werden zu diesem Pro-
zess beitragen, was sich positiv auf die 
Mobilität junger Menschen in Europa 
auswirkt. 
 
Vier Staats- und Regierungschefs, 
Jacques Chirac, Gerhard Schröder, Jo-
se R. Zapatero und Göran Persson, 
haben in ihrem Brief vom 29. Oktober 
2004 an die Niederländische Ratsprä-
sidentschaft der Europäischen Union 
zu einem Pakt für die Jugend aufgeru-
fen. Sie betonen in ihrem Brief, dass 
grundlegende Anstrengungen in Bil-
dung und Ausbildung erforderlich 
sind, um die in Lissabon vereinbarten 
Ziele zu erreichen. Gleichzeitig un-
terstreichen sie die besonderen Risi-
ken und die Probleme der Ausgren-
zung, denen Jugendliche ausgesetzt 
sind. Angesichts weiterhin sinkender 
Geburtenraten fordern sie eine inte-
grierte Kinder-, Jugend- und Familien-
politik. 

Welches sind die Schwerpunkte aus 
der Perspektive lokaler Kinder- und 
Jugendpolitik in diesem Zusammen-
hang? 
 
Themen sind: 

 Der Zugang benachteiligter Ju-
gendlicher zu qualitativ hochwer-
tiger Bildung und Ausbildung ist 
eingeschränkt und produziert sozi-
ale Ausgrenzung. 

 Gewalttätiges Verhalten und Aus-
einandersetzungen in der Schule, 
am Arbeitsplatz und in der Familie 
sowie Diskriminierungen verschie-
denster Art (sozioökonomischer 
Status, Geschlecht, soziale oder 
ethnische Herkunft, Religion oder 
Weltanschauung, Behinderung, Al-
ter oder sexuelle Orientierung) 
nehmen zu.  

 Soziale Benachteiligung, fehlende 
Teilhabe führen in einer Gesell-
schaft, in der der Wettbewerb do-
miniert, zur sozialen Ausgrenzung 
und Vereinzelung. Gewinner und 
Verlierer der Wettbewerbsgesell-
schaft verlernen Solidarität und 
Gemeinsinn. 

 Bildungs- und Aufstiegschancen 
werden oft durch den Status der El-
tern bestimmt, wie dies durch die 
PISA-Studie insbesondere für 
Deutschland ausgeführt wird.  

 Politik erreicht zunehmend junge 
Menschen in benachteiligten Stadt-
gebieten nicht mehr. 

 
Besonders in benachteiligten Stadttei-
len europäischer Kommunen wird 
man dem Anspruch immer weniger 
gerecht, allen jungen Menschen glei-
che Möglichkeiten für ihre Entwick-
lung anzubieten. Deshalb ist es aller-
höchste Zeit zu handeln und lokalen 
Politikansätzen zur Verbesserung der 
Chancen von Kindern und Jugendli-
chen auf der europapolitischen Agen-
da eine größere Bedeutung einzuräu-
men. 
 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
beschäftigen sich auf dieser Konferenz 
mit der Lebenswirklichkeit benachtei-

ligter junger Menschen und beziehen 
sich explizit auf die europäischen Do-
kumente der Jugendpolitik wie z.B. 
die „Europäische Charta zur Partizipa-
tion junger Menschen auf lokaler und 
regionaler Ebene“ und das Weißbuch 
der Europäischen Kommission „Neuer 
Schwung für die Jugend Europas“. Das 
europäische Verfahren zur Suche nach 
modellhaften Beispielen – ein beach-
tenswertes und effizientes Instrument 
des sozialen Lernens – ist ihnen be-
kannt. Sie regen Verbindlichkeiten 
und Veränderungen, die darüber hin-
ausgehen, an. Deshalb wurde mit die-
ser Konferenz der „Berlin-Prozess/Die 
soziale Stadt für Kinder und Jugendli-
che“ angestoßen, bei dem verschiede-
ne soziale Akteure, Interessengruppen 
und Entscheidungsträger zusammen 
kommen, um einen Wandel zu disku-
tieren. 
 
Um das Konzept „Die soziale Stadt für 
Kinder und Jugendliche“ mit Leben zu 
füllen, ist eine übergreifende Politik 
notwendig, die die Lebenschancen 
und die persönliche Entwicklung von 
jungen Menschen und ihren Familien 
in benachteiligten Sozialräumen in 
den Mittelpunkt stellt. Für solche in-
tegrierten Strategien gibt es bereits Er-
fahrungen, so z.B. im Rahmen des 
deutschen Bund-Länder-Programms 
„Stadtteile mit besonderem Entwick-
lungsbedarf – die soziale Stadt“ und 
seines Partnerprogramms „Entwick-
lung und Chancen junger Menschen 
in sozialen Brennpunkten“ (E&C). Hier 
werden von Stadtentwicklung und Ju-
gendhilfe integrierte Strategien im Sin-
ne von ressourcenorientierten, ressort-
übergreifenden und partizipativen An-
sätzen initiiert und verstetigt. Diese 
Programme ermutigen und unterstüt-
zen die aktive Partizipation und bilden 
einen integralen Bestandteil von 
Stadtentwicklung und Jugend- und So-
zialarbeit. 
 
Ziel ist eine politische und gesell-
schaftliche Praxis der Koproduktion 
zur Verbesserung der Zukunftschan-
cen junger Menschen. Dieser Ansatz 
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der Koproduktion muss die kommuna-
len und regionalen Akteure, die natio-
nalen Akteure, die Wirtschaft, die Zi-
vilgesellschaft, europäische Institutio-
nen und die Bürgerinnen und Bürger, 
insbesondere auch die jungen Men-
schen, zusammenführen. Diese Form 
der Koproduktion muss sich an fol-
genden Handlungssträngen orientie-
ren: formale und non-formale Bildung, 
Soziale Arbeit, sozialräumliches Erfah-
rungswissen, politische Partizipation, 
Kommunikation/Medien, Forschung, 
Stadtplanung, Migrationspolitik, Ge-
schlechtergerechtigkeit und Sicherung 
und Vermittlung von Menschenrech-
ten. 
 
Ziel ist es, Synergien herzustellen, den 
sozialen Zusammenhalt zu sichern, 
Zugang und Teilhabe zu gewährleis-
ten und, vor dem Hintergrund euro-
paweiter Erfahrungen, sicherzustellen, 
dass alle Bestrebungen der Kinder- 
und Jugendpolitik der Förderung der 
persönlichen Entwicklung, der Förde-
rung von Beschäftigung und der Stär-
kung der Zivilgesellschaft dienen. Nur 
so können Strategien zur Verbesserung 
der Bedingungen in benachteiligten 
Stadtteilen verfolgt werden, die auf 
dem Individuum und dem Gemeinwe-
sen beruhen. 
 
Das Konzept „Die soziale Stadt für 
Kinder und Jugendliche“ erfordert die 
aktive Beteiligung der sozialen Akteu-
re, die Suche nach Synergien und 
Mehrwert und zielt auf Koproduktion 
und Co-Management in städtischen 
Handlungsfeldern. Für eine erfolgrei-
che Umsetzung des Konzepts sind 
Good Governance-Strategien der 
Steuerung und effizienten Koordinie-
rung erforderlich, das machen viele 
Beispiele in Europa deutlich. Der As-
pekt der Steuerung und Koordinierung 
berührt Begriffe wie Delegation von 
Verantwortung, sektoren- und ressort-
übergreifendes Handeln, flexible Bud-
gets, persönliches Engagement über 
die Grenzen der beruflichen Zustän-
digkeit hinaus, Transparenz, kritische 
Evaluierung und Validierung und die 

Beteiligung möglichst vieler gesell-
schaftlicher Akteure. Die Steuerung 
und Koordinierung einer integrierten 
Jugendpolitik muss erlernt, ermutigt 
und praktiziert werden. Verbesserun-
gen in diesem Bereich wirken direkt 
positiv auf die Zukunftschancen jun-
ger Menschen in den benachteiligten 
Sozialräumen. 
 
Die Aufgaben der Steuerung und Ko-
ordinierung müssen einhergehen mit 
einer Jugendpolitik, die auf Koproduk-
tion und Co-Management, auf einen 
strukturierten Dialog setzt und auf 
strategischen institutionellen und ope-
rativen sozialen Netzwerken beruht. 
Diese betreffen Familien-, Kinder- und 
Jugendpolitik gleichermaßen, denn die 
Bedingungen in benachteiligten Stadt-
teilen erlauben keine Trennung zwi-
schen diesen Politikbereichen, die eng 
miteinander verflochten sind. Ergebnis 
ist ein kooperativer Policy-Mix aus 
den Bereichen: 

 Stadt- und Quartiersentwicklung, 
ländlicher Raum 

 Empowerment, Partizipation und 
Bürgerschaft der Bewohnerinnen 
und Bewohner 

 Lokale Bündnisse, Netzwerke und 
Partnerschaften 

 Sozialwesen 
 Lokale Beschäftigung 
 Bildung und Erziehung 
 Sport und Freizeit 
 Kultur 
 Kooperationen mit Wirtschaft und 

anderen Sektoren 
 Sicherheit 
 Gesundheit 

 
Eine integrierte Kinder- und Jugendpo-
litik wird eine kooperative und kopro-
duktive Politik sein, deren Ergebnisse 
gemessen werden an der Verbesse-
rung der Lebensbedingungen, der Si-
cherstellung des gleichberechtigten 
Zugangs aller jungen Menschen zu 
Angeboten der Bildung, Beschäfti-
gung, Freizeit, des öffentlichen Le-
bens, zu angemessenem Wohnraum 
und einem sicheren, friedvollen Leben 
ohne Angst vor Diskriminierung und 

Gewalt gegenüber jeglicher Form von 
„Anders-Sein“.  
 
„Die soziale Stadt für Kinder und Ju-
gendliche“ wird eine Stadt der Bürge-
rinnen und Bürger sein. Davon ist sie 
heute noch weit entfernt. Denn dort, 
wo Armut, soziale Ausgrenzung und 
die damit einher gehenden Effekte wie 
niedriges Bildungsniveau, geringer so-
zialer Status und geringes Selbstbe-
wusstsein vorherrschen, gibt es keine 
aktive Mitwirkung am öffentlichen Le-
ben. Das Ideal aktiver Bürgerschaft 
beschreibt die Fähigkeit, Lebenslagen 
zu analysieren und sich daran zu 
beteiligen, Lösungsmöglichkeiten für 
bestehende Probleme zu entwickeln. 
Dies kann nicht erreicht werden ohne 
Kritikfähigkeit und Anerkennung der 
unterschiedlichen Rollen im Zusam-
menspiel von Zivilgesellschaft und öf-
fentlichen Institutionen, innerhalb des-
sen sich kreativ Formen des Zusam-
menlebens entwickeln. 
 
Hierbei handelt es sich um einen inte-
grativen Ansatz, der nicht auf die 
Mehrheitskultur der Bevölkerung be-
schränkt ist. Er umfasst Migrantinnen 
und Migranten, Flüchtlinge, Auslände-
rinnen und Ausländer. Die wichtige 
Arbeit von Ausländerbeiräten verdient 
Würdigung und Respekt. Sie zu unter-
stützen und einzurichten ist europa-
weit zu empfehlen. Die Konvention 
des Europarats über die Partizipation 
von Ausländerinnen und Ausländern 
auf lokaler Ebene verdient besondere 
Beachtung. 
 
Nicht nur mit Blick auf benachteiligte 
Stadtgebiete, vielerorts stellt sich das 
Problem geringer Wahlbeteiligung, 
das der Demokratie ihre Grundlage 
entzieht. Partizipation, Bürgergesell-
schaft und das Erlernen von Demokra-
tie gehören in die „Soziale Stadt für 
Kinder und Jugendliche“. Dieser Lern-
prozess muss interkulturell organisiert 
und auf die berufliche Integration aus-
gerichtet werden und er muss sowohl 
das Individuum als auch die Gemein-
schaft stärken. 
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Um diesen Demokratisierungsprozess 
in Gang zu setzen, ist der Verände-
rungswillen vieler Akteure auf kom-
munalpolitischer Ebene notwendig. 
Dazu bedarf es der intensiven Koope-
ration zwischen Akteuren aus den 
formalen, informellen und non-
formalen Bereichen von Bildung, Aus-
bildung und Beschäftigung. Ganz we-
sentlich ist es, das Vertrauen der Men-
schen in Behörden und öffentliche In-
stitutionen (z.B. auch Polizei) zu stär-
ken, das vielerorts verschwunden ist. 
Auf der Basis eines neuen Verhaltens-
kodexes (code of conduct) muss dieses 
Vertrauen wieder hergestellt werden. 
Dies ist die Chance, den sozialen Zu-
sammenhalt in Europa zu verwirkli-
chen. 
 
Sozialpolitische Strategien für Kinder 
und Jugendliche müssen langfristig 
konzipiert werden. Kurzfristige Kür-
zungen öffentlicher Mittel haben oft 
negative Auswirkungen auf die Berei-
che Prävention, Gesundheit, Bildung 
und berufliche Integration in den Ar-
beitsmarkt. Es sind Bedingungen her-
zustellen, unter denen Nachhaltigkeit 
erreicht werden kann. Während der 
Anspruch auf eine angemessene öf-
fentliche Finanzausstattung unbestrit-
ten ist, ist es ebenfalls offensichtlich, 
dass durch effizientes „Mainstrea-
ming“ der Ressourcen der Kinder- und 
Jugendhilfe, durch integrierte Strate-
gien und durch die Kombination und 
Bündelung lokaler, nationaler und eu-
ropäischer Fördermöglichkeiten, wie 
im E&C-Programm beispielhaft gezeigt 
wurde, Synergieeffekte erzielt werden 
können. 
 
Um die „soziale Stadt für Kinder und 
Jugendliche“ zu fördern, empfiehlt die 
Konferenz: 
 

Panel I:  
 Lebenskompetenz vermitteln – 

Erziehung und Bildung in  
benachteiligten Stadtgebieten 

Der Zugang zu Bildung ist eine öffent-
liche Aufgabe sowie das zentrale Ele-
ment der Teilhabe, Chancengerechtig-
keit und der Geschlechtergerechtigkeit 
und muss jedem Kind und jedem Ju-
gendlichen möglichst früh zur Verfü-
gung stehen. Ein erfolgreicher Kopro-
duktionsprozess integrierter Strategien 
für Kinder und Jugendliche in benach-
teiligten Stadtteilen setzt die unab-
dingbare Investition in Humankapital 
und in menschliche Ressourcen vor-
aus. Die Verfügbarkeit von vernetzten 
Strategien und Angeboten der Erzie-
hung und Bildung muss möglichst früh 
für alle Kinder gewährleistet werden. 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Konferenz empfehlen den Aufbau 
von lokalen, im Sozialraum organisier-
ten, vernetzten und präventiven An-
geboten. Übergänge in den Bildungs- 
und Erziehungsangeboten müssen be-
sonders gestaltet werden, Erreichbar-
keit der einzelnen Angebote sollte ge-
sichert und der „Gesamtbauplan“ der 
Angebote für alle Betroffenen transpa-
rent sein. Prinzipien der Partizipation 
und Beteiligung sollen in allen Berei-
chen der Bildungsangebote umgesetzt 
werden. 
 
Eine zweite Chance bei Bildung und 
Ausbildung für benachteiligte Kinder 
und Jugendliche liegt im Interesse der 
europäischen Gesellschaften und ist 
eine öffentliche Aufgabe. Bedingun-
gen, unter denen Nachhaltigkeit im 
Bildungsprozess sichergestellt werden 
kann, müssen bei allen gesellschaft-
lich relevanten Akteuren vermittelt 
werden: staatlichen und nichtstaatli-
chen Institutionen, Schulen, Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe, Familien, 
Eltern und der Wirtschaft etc. Alle Bil-
dungssysteme müssen neu gedacht 
und zusammengebracht werden. 
 
 
 

Panel II:  
Einwanderung/Interkulturalität:  
Strategisches Integrationsmanage-
ment als kommunale Aufgabe 
… Wenn von Integration ausländi-
scher Kinder und Jugendlicher gespro-
chen wird, sollte dies nicht reduziert 
geschehen, sondern die Eltern, die 
Herkunft und Lebensgeschichte der 
Zugewanderten sollten mit betrachtet 
werden, weil nur ein komplexes Ver-
ständnis von Integration diese auch 
ermöglicht. Der Blick auf Kinder und 
Jugendliche mit Migrationshintergrund 
darf nicht dazu führen, Kinder und Ju-
gendliche als homogene Gruppe zu 
betrachten. Kinder und Jugendliche 
sind zunächst als Individuen mit eige-
nen, unterschiedlichen Lebenswegen 
und Lebenssituationen zu betrachten. 
… 
 
Panel III:  
Steuerungsstrategien und lokale  
Entwicklungskonzepte in  
benachteiligten Stadtteilen 
… 
 
Panel IV:  
Stärkung der Zivilgesellschaft und 
Partizipation 
Vielfältige Partizipationsangebote sind 
erforderlich, um umfassende demokra-
tische Beteiligung zu ermöglichen. 
Die Beteiligung von benachteiligten 
Kindern und Jugendlichen erfordert 
neue Formen der Partizipation. Damit 
sich Kinder und Jugendliche aus be-
nachteiligten Stadtteilen an repräsen-
tativen demokratischen Prozessen 
beteiligen können, benötigen sie ne-
ben entsprechenden Bildungsangebo-
ten gegebenenfalls auch finanzielle 
Ressourcen für Kommunikation (z.B. 
Telefon, Internet) und Mobilität. … 
 

 Weitere Informationen  
 zu der Konferenz und zu der  
 Programmplattform E&C finden   
 Sie im Internet unter:
 www.eundc.de und 
 www.sozialestadt.de. 

 Text nach Pressemitteilung  
 vom 25.11.2004 

Aus den Panels II, III und IV  
sind im Folgenden nur Auszüge  
abgedruckt, den vollständigen Text 
können Sie im Internet unter: 
www.eundc.de/download/ 
schlussfolgerungen_de.pdf abrufen. 
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Der Zusammenhang von Schule und 
„Soziale Stadt“ rückt in letzter Zeit 
zunehmend in den Mittelpunkt des In-
teresses. Die Thematik ist aber längst 
noch nicht durchgängig im Blick. Bei 
der Auswertung der Selbstdarstellun-
gen und -präsentationen der „Soziale-
Stadt“-Standorte im Rahmen der Bi-
lanzworkshops „Fünf Jahre ‚Soziale 
Stadt’ in Hessen“ im Oktober 2004 er-
gab sich als „ein erster, interpretati-
onsbedürftiger Befund (…), dass die 
Antworten auf die Fragen zur Schulsi-
tuation nicht wirklich ergiebig sind, 
sondern eher pflichtgemäß und der 
Vollständigkeit halber gegeben wor-
den zu sein scheinen. Auch bei den 
Workshops wurde nur in Ausnahme-
fällen das Thema auf eigene Initiative 
in die Selbstpräsentation aufgenom-
men.“ (Radtke/Hullen 2004, S. 7) 
 
Wie steht es mit dem Verhältnis von 
Schule und „Soziale Stadt“? Welche 
Erwartungshaltungen werden jeweils 
aneinander gerichtet, welche struktu-
rellen Probleme ergeben sich und ins-
besondere in welcher Weise kann 
Schule von der Förderung von „Stadt-
teilen mit besonderem Entwicklungs-
bedarf“ profitieren? Wo gibt es Chan-
cen, wo liegen die Grenzen? Diesen 
Fragen möchte ich vor dem Hinter-
grund meiner Tätigkeit als Schulleiter 
der einzigen öffentlichen Schule im 
Darmstädter Stadtteil Kranichstein, der 
Erich Kästner-Schule, Grundschule 
und Integrierte Gesamtschule, und 
meiner Mitarbeit im Projekt „Soziale 
Stadt“ in Kranichstein nachgehen. 
 
Stadtteile, die aus Mitteln des Bund-
Länder-Programms „Soziale Stadt“ ge-
fördert werden, sind „Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf“,  
oder, weniger perspektivisch formu-
liert, benachteiligte und belastete  
Quartiere. Die dort auftretenden Pro- 

 
 
 
 
 
 

 
bleme der sozialen Desintegration ha-
ben zwar in der Regel globale öko-
nomische und politische Ursachen, 
werden aber vor Ort als individuelle 
Probleme bearbeitet. Soziale Brenn-
punkte entstehen als Folge „lokaler 
Desintegrationsprozesse“, sie sind als 
„Symptome sozialer und ethnischer 
‚Entmischungsvorgänge’ aufzufassen“ 
und führen „zu einer Konzentration 
sozialer Probleme in einzelnen Stadt-
teilen“. Als einer der „Motoren der so-
zialen und ethnischen ‚Entmischung’ 
oder stadtteilbezogenen ‚Homogeni-
sierung’ der Bevölkerung“ wird dabei 
unter anderem „das lokale Schulsys-
tem einer Gemeinde“ ausgemacht 
(Radtke/Rathgeb 2003, S. 9).  
 
In der oben zitierten Bilanz „Fünf Jah-
re ‚Soziale Stadt’ in Hessen“ wird er-
wartungsgemäß festgestellt, „dass in 
den Programmgebieten des Modell-
versuchs ’Soziale Stadt’ Schulen mit 
hohen Anteilen an Kindern mit Migra-
tionshintergrund und niedrigen Über-
gangsquoten auf qualifizierende wei- 
terführende Schulen in hohem Maße 

 
 
 
 
 
 

 
vertreten sind“ (Radtke/Hullen 2004, 
S. 6.). Die neuesten PISA-Ergebnisse 
bestätigten erneut, dass der Schuler-
folg nirgendwo mehr durch die Her-
kunft bestimmt wird als in Deutsch-
land. Anders herum formuliert: Dem 
Schulsystem in Deutschland und den 
einzelnen Schulen gelingt es nicht  
oder nicht genügend, soziale und kul-
turelle Benachteiligungen zu kompen-
sieren. Dies muss sich zwangsläufig 
besonders in Schulen benachteiligter 
Quartiere auswirken. Insofern sitzen 
die Akteure aus Schule und „Sozialer 
Stadt“ in einem Boot – sie haben es, 
zumindest für einen begrenzten Zeit-
raum, mit der gleichen Problematik zu 
tun. Damit kann aber sehr unter-
schiedlich umgangen werden. 
 
„Eine Schule in einem stigmatisierten 
Stadtteil kann Teil des dem Stadtteil 
zugeschriebenen Problems sein 
(Schulversagen), oder sie kann zum 
Teil der Lösung der Probleme im 
Stadtteil werden, wenn sie herkunfts-
unabhängig qualifizierte Übergange 
und Abschlüsse ermöglicht (Schuler-

Zur Beziehung von Schule und „Soziale Stadt“ – 
Zu hohe Erwartungen an eine „Affäre“? 

Mit dem Schulhof fing es an: Das Initiationsprojekt  der Sozialen Stadt. 
Foto: Architekturbüro Freischlad und Holz, Darmstadt, Erich Kästner-Schule 
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folg). Eine engagierte Stadtteilschule, 
die sich kooperativ zum Stadtteil öff-
net und ihre Schüler zuverlässig zum 
Erfolg führt, wird eher als Problemlö-
ser fungieren als eine Schule, die über 
ihre Schüler klagt, sich, wenn sie 
kann, aus den Problemlagen des Stadt-
teiles heraushält und für das Stadtteil-
image nicht mitverantwortlich zeich-
nen will. Im Fokus (…) steht deshalb 
zunächst die Frage, welche Integrati-
onsleistungen der einzelnen Schule 
von den relevanten Akteuren im Stadt-
teil bzw. in der Kommune erwartet 
werden und welche Leistungen sie im 
Prozess der Inklusionsvermittlung tat-
sächlich erbringt.“ (Ebenda) Hier kann 
die Beziehung zwischen Schule und 
Sozialer Stadt problematisch werden: 
Es besteht die Gefahr, dass die Integra-
tionsleistungen oder eben Nicht-
Leistungen der Schulen als Folge freier 
schulprogrammatischer Entscheidun-
gen erscheinen und die strukturellen 
Rahmenbedingungen der Schulen da-
bei außer Acht bleiben.  
 
Zunächst sind die Möglichkeiten jeder 
einzelnen Schule, ihre Absolventen zu 
höheren Abschlüssen zu führen, durch 
die jeweilige Schulform vor Ort vor-
entschieden. Außer an Integrierten 
Gesamtschulen sind zumindest in 
Hessen jeweils nur sehr begrenzte in-
dividuelle Schullaufbahnentwicklun-
gen nach oben möglich.  
 
Ein grundsätzliches strukturelles Prob-
lem besteht hinsichtlich der Ressour-
cenzuweisung, konkret der Zuweisung 
von Mitteln und Stellen. Diese richtet 
sich fast ausschließlich nach der 
Quantität der „Schülerpopulation“, sie 
macht keine qualitativen Unterschiede 
und zementiert durch formale Gleich-
behandlung die faktische Ungleich-
heit. Solange nicht die Differenz von 
Input (Lernausgangslage) und Output 
(Schülerleistungen, Abschlüsse) – also 
die von der Schule zu erbringenden 
Leistungen – als Zuweisungskriterium 
von Ressourcen zählt, sind Schul-
standorte in belasteten Gebieten be-
nachteiligt und können die Aufgabe 

einer kompensatorischen Förderung 
und Integration nur schwer erfüllen. 
Sie geraten vielmehr unter Segregati-
onsdruck. Entweder sie entlasten sich 
selbst von benachteiligten „Schüler-
populationen“, indem sie diese, so-
weit sie können, von sich aus abwei-
sen oder erst gar nicht aufnehmen. 
Oder dies erfolgt über Mechanismen 
von außen wie die Gestattung von 
Schulbezirkswechsel und (Ab)Wahl-
verhalten der Eltern. 
 
Der Prozess der sozialen Entmischung 
oder der sozialen Rücksortierung ist 
also in hohem Maße funktional. Schu-
len sind systemisch eben nicht so aus-
gestattet, dass sie in der Lage sind, 
herkunftsunabhängig qualifizierte  
Übergänge und Abschlüsse zu errei-
chen und ihre Schüler zuverlässig zum 
Erfolg zu führen. (Wie man Ressour-
cen integrationsfördernd pragmatisch 
zuweisen könnte, zeigt ein Beispiel 
aus Holland: In der Darmstädter Part-
nerstadt Alkmaar zählen Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationshintergrund 
bei der Lehrerzuweisung doppelt.) 
 
Welche Rolle Schule unter den jewei-
ligen Bedingungen im Stadtteil spielen 
kann und will, muss im Einzelnen vor 
Ort geklärt werden. Das Programm 
Soziale Stadt zwingt Schulen jeden-
falls dazu, sich mit dieser Frage aus-
einander zu setzen, ihr Selbstver-
ständnis zu klären, falls sie dies als 
Schulen in einem belasteten Gebiet 
nicht ohnehin schon längst getan ha-
ben. Die aus der Zusammenarbeit mit 
der Sozialen Stadt resultierenden 
Chancen sind vielfältig, wie die Erfah-
rungen an der Erich Kästner-Schule in 
Darmstadt-Kranichstein zeigen.  
 
So können zunächst Synergien genutzt 
werden, sei es bei der Festigung oder 
Erweiterung von Stadtteilnetzwerken, 
der Inanspruchnahme von Manage-
mentdienstleistungen, der Professiona-
lisierung der Öffentlichkeitsarbeit oder 
in Ausnutzung der größeren Aufmerk-
samkeit der lokalen Politik für den 
Standort Soziale Stadt. Natürlich bie-

ten sich Chancen, finanzielle Mittel, 
die sonst nicht geflossen wären, für 
die Verbesserung der baulichen Infra-
struktur der Schule zu erhalten, um 
z.B. wie an der Erich Kästner-Schule 
den Schulhof umzugestalten und da-
mit die Attraktivität der Schule nach 
innen und außen zu erhöhen. 
 
Noch entscheidender für die Schule 
sind die Möglichkeiten, zusätzliche 
Mittel im nicht-investiven Bereich an 
Land zu ziehen, Mittel, die helfen, den 
Personalschlüssel zu erhöhen und die 
Standortbenachteiligungen auszuglei-
chen, indem die Lern- und Lernum-
feldbedingungen verbessert werden. 
Mithilfe der so genannten LOS-
Projekte („LOS – Lokales Kapital für 
soziale Zwecke“, Programm des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend) ist es uns unter 
anderem gelungen, in der Schule För-
dermaßnahmen im Übergang Schule-
Beruf („Fit for Job“) einzurichten, Vor-
bereitungskurse für die Gymnasiale 
Oberstufe („Fit for GO“) anzubieten, 
die Versorgung der Mensa über ein 
Beschäftigungsprojekt für Migrantin-
nen aus dem Stadtteil abzudecken und 
qualitativ zu verbessern. Weitere LOS-
Gelder im Stadtteil, die nicht unmit-
telbar in der Schule eingesetzt wer-
den, tragen durch die in Kranichstein 
von jeher etablierten intensiven Ko-
operationsstrukturen ebenfalls zur 
Lernumfeldverbesserung bei. 
 
Indirekt fördernd wirkt sich der Status 
„Soziale Stadt“ insofern aus, als ande-
re Träger ihre immer knapper werden-
den Ressourcen eher nicht aus dem 
Stadtteil abziehen. Die Etikettierung, 
die im Stadtteil durchaus auch als 
Stigmatisierung erlebt wird, wirkt sich 
in diesem Falle hilfreich aus. So blei-
ben Maßnahmen wie „Mama lernt 
Deutsch“, weitere Alphabetisierungs- 
und Sprachkurse sowie Elterninforma-
tionsveranstaltungen für einzelne 
Migrantengruppen dem Stadtteil eher 
erhalten. Sicherlich beeinflusste der 
Soziale-Stadt-Status auch das „Ran-
king“, als es darum ging, die Erich 
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Kästner-Schule in das Landespro-
gramm „Ganztagsschule nach Maß“ 
aufzunehmen, oder die Prioritätenset-
zung, als städtische Mittel für eine 
„familienfreundliche Schule“ und für 
Schulsozialarbeit vergeben wurden. 
Nicht zuletzt steigen die Akzeptanz 
und das Ansehen der Schule im Stadt-
teil selbst. Durch die Mitarbeit der 
Schule in den Beteiligungsgremien der 
Sozialen Stadt wird sie in Bevölke-
rungsgruppen positiv wahrgenommen, 
die noch nicht oder nicht mehr mit 
Schule zu tun haben. Dies erhöht 
nach und nach auch die Identifikation 
des Stadtteils mit der Schule. All dies 
sind mittelbare und unmittelbare 
Auswirkungen einer bewussten Ent-
scheidung unserer Schule, sich in das 
Projekt Soziale Stadt einzubringen. 
 
In der Bilanz  „Fünf Jahre ‚Soziale 
Stadt’ in Hessen“ heißt es: „Bei fol-
genden Schulen könnte man von An-
sätzen einer problem- und themenbe-
zogenen Kooperation mit dem Stadt-
teil sprechen, die auf Integration im 
engeren Sinne einer Inklusionsvermitt-
lung zielen. Beispiele sind: Darmstadt-
Kranichstein („Die Vertreter der Erich-
Kästner-Schule als alleiniger, öffentli-
cher Schule des Stadtteils [...] sind in 
allen relevanten Gremien des Stadt-
teils [Stadtteilrunde, AG KOJAK, AG 
Soziale Stadt, KOOP Kita/Schule u.a.] 
eingebunden sowie durch Kooperati-
onen mit einzelnen Einrichtungen 
[z.B. SKA, Rope e.V.] vernetzt. Die 
Schule beteiligt sich aktiv an der Um-
setzung von Projekten [z.B. Schulhof-
umgestaltung, LOS] der Sozialen Stadt 
sowie maßgebend am Stadtteilent-
wicklungsprozess.“ (Radtke/Hullen 
2004, S. 10) Das klingt gut. Dennoch 
sind die Leistungen, die wir als Erich 
Kästner-Schule im Prozess der Inklusi-
onsvermittlung tatsächlich erbringen 
können, für uns nicht befriedigend.  
 
Obwohl die Stadt Darmstadt zusätz-
lich in ein neues Schulgebäude für die 
Integrierte Gesamtschule als Stadtteil-
zentrum mit Schulbibliothek, Stadt-
teilbibliothek, Räumlichkeiten für die 

Volkshochschule und Familienbil-
dungsstätte investiert hat, obwohl die 
Schule bestens ausgestattet und für ih-
re Arbeit inzwischen anerkannt ist, 
finden soziale Rücksortierungsprozes-
se nach der (zwangsläufig) gemeinsa-
men Grundschule 
statt. Die Eltern leis-
tungsstärkerer Kin-
der nutzen das in-
tegrierte Schulan-
gebot vor Ort in der 
Regel eher nicht 
und weichen auf 
innerstädtische 
Gymnasien aus. Die 
personellen Res-
sourcen gerade in 
der Grundschule 
reichen nicht aus, 
um alle Kinder an-
gemessen zu för-
dern, der Leis-
tungsoutput bleibt 
deshalb unbefriedi-
gend. Von Eltern 
aus attraktiven Zu-
zugsgebieten im 
Stadtteil wird die 
Erich Kästner-
Schule nur zöger-
lich nachgefragt, 
weil sie bezweifeln, 
dass die mit Aus-
ländern und 
Migranten „belaste-
te“ Grundschule 
den Leistungsan-
sprüchen gerecht 
werden kann, die 
sie an eine Schule für ihre Kinder stel-
len. 
 
Die strukturellen Probleme sind durch 
die Kooperation und Vernetzung im 
Stadtteil und die Zusammenarbeit im 
Rahmen der Sozialen Stadt also nicht 
alle gelöst, sie sind derzeit nur abge-
mildert. Es fehlt vor allem, worauf 
Schule unbedingt angewiesen ist: die 
Sicherung der Nachhaltigkeit.  
 
Dies kann und will das Programm So-
ziale Stadt nicht leisten, es ist auf Zeit 

angelegt und läuft dadurch Gefahr, ei-
ne „Affäre“ zu bleiben. Es setzt Impul-
se und weckt Erwartungen, macht 
Strukturen und Mängel offensichtlich 
auch dort, wo es nicht intervenieren 
kann. Bezogen auf Schule kann es  

aber den Blick öffnen für die Notwen-
digkeit, beispielsweise ein entspre-
chendes Bund-Länder-Programm zur 
Förderung von „Schulen mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf“ aufzulegen. 
Dies wäre eine Alternative mindestens 
so lange, wie das deutsche Schulsys-
tem das Ziel der Chancengerechtigkeit 
im Sinne herkunftsunabhängig erziel-
ter Schulerfolge nicht erreicht. 
 
Im Beitrag „Schule und Bildung im 
Stadtteil“ von Meyer/Schuleri-Hartje in 
„Soziale Stadt info 12“ heißt es ab-

Oben: Präsentation der LOS-Projekte in der Aula der Schule. 
Unten: Informelle Vernetzung: Förderverein, 

Sozialdienst, Schule und Polizei im Gespräch. 
Fotos: Architekturbüro Freischlad und Holz, Darmstadt, Erich Kästner-Schule 
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schließend: „Schulen erweisen sich 
immer mehr als Schlüsselinstitutionen 
in den Gebieten der Sozialen Stadt – 
als die Institutionen, mit denen eine 
soziale Isolierung von Kindern und Ju-
gendlichen in eher demotivierenden 
Armutsmilieus durchbrochen werden 
kann. Mit neuen Schulkonzepten und 
-strategien werden in den Schulen 
Kompetenzen vermittelt, mit denen 
auch günstigere Voraussetzungen für 
das Zusammenleben im Stadtteil ge-
schaffen werden. Die Schulen benöti-
gen für ihre zusätzlichen Aktivitäten 
und Neuerungen finanzielle, personel-
le und organisatorische Unterstützung; 
das ehrenamtliche Engagement von 
Lehrerschaft, Schülerinnen und Schü-
lern, Eltern sowie Verwaltungsperso-
nal setzt Veränderungen zwar häufig 
in Gang, kann diese aber selten auf 
Dauer tragen.“ Dem ist nichts hinzu-
zufügen. 
 

 Dr. Michael Hüttenberger 
 Schulleiter der Erich Kästner-
 Schule, Darmstadt-Kranichstein 
 Telefon: 06151/790980 
 E-Mail:  
 michael@huettenberger.de 
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Das Landesprogramm „Soziale Stadt 
NRW“ besteht seit mehr als zehn Jah-
ren – Zeit für eine Bilanz: Das Institut 
für Entwicklungsplanung und Struktur-
forschung (ies) an der Universität 
Hannover hat im Auftrag des Städte-
netzes Soziale Stadt NRW die Studie 
„Schule im Stadtteil“ zu den Wirkun-
gen des Programms auf Schulen und 
ihre Kooperationsbeziehungen erar-
beitet. Die Ergebnisse der Studie ba-
sieren auf Erhebungen in den vier Pro-
grammgebieten Duisburg-Hochfeld, 
Essen-Katernberg, Gelsenkirchen-Bis-
marck/Schalke-Nord sowie Oberhau-
sen-Knappenviertel. 
 
Soziale Problemlagen von Kindern 
und Jugendlichen wie mangelnde 
Sprachkompetenzen, unzureichende 
häusliche Versorgungsstrukturen und 
das Fehlen von Unterstützung in schu-
lischen Belangen seitens des Eltern-
hauses sind in den Programmgebieten 
der „Sozialen Stadt NRW“ deutlich 
sichtbar. Die Situation ist alarmierend, 
da der Zusammenhang zwischen so-
zialer Herkunft und Bildungsstand von 
Kindern und Jugendlichen ein räum-
lich konzentriertes Phänomen dar-
stellt. 
 
Viele sozial stabile und wirtschaftlich 
besser abgesicherte Familien haben 
die „Soziale-Stadt“-Gebiete verlassen, 
gerade auch um für ihre Kinder besse-
re schulische Voraussetzungen zu 
schaffen. Diese Entwicklung hat z.B. 
im Grundschulbereich zu einer Ag-
glomeration von Kindern aus sozial 
benachteiligten Familien geführt. In-
frage gestellt sind die herkömmlichen 
Strukturen und Angebote an den Schu-
len, weil sie oftmals keinen geeigneten  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rahmen zur Bewältigung der darge-
stellten Anforderungen bieten.  
 
Förderung in zentralen  
Handlungsfeldern zeigt Wirkung 
Wirksame Ansätze zur Verbesserung 
der Bildungs- und Entwicklungsvor-
aussetzungen der Kinder und Jugend-
lichen aus sozial benachteiligten Fa-
milien liegen den Ergebnissen der Stu-
die „Schule im Stadtteil“ zufolge in 
folgenden Bereichen vor: 

 Sprachförderung für Kinder mit 
und ohne Migrationshintergrund, 
in den untersuchten Programmge-
bieten größtenteils als Bestandteil 
umfassender kommunaler Sprach-
förderkonzeptionen; 

 Nachmittagsangebote oder Ganz-
tagsbetreuung, die sowohl die Un-
terstützung in schulischen Belan-
gen (z.B. durch gezielten Förder-
unterricht und Hausaufgabenhilfe) 
als auch Angebote der Freizeitge-
staltung umfasst; 

 Angebote im musisch-kulturellen 
Bereich („mus-e“, Kunstpause), in 
Konfliktschlichtung und -präven-
tion sowie in der Gesundheitsför-
derung; 

 Verbesserung der Spiel- und Lern-
umgebung (z.B. durch Schulhof-
umgestaltung, Ausstattung der 
Schulen mit Büchereien und Inter-
net-Cafés). 

 
Diese Ansätze können Schulen alleine 
nicht realisieren. Die „Öffnung von 
Schulen“ für strategische Kooperatio-
nen mit Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendarbeit/-hilfe, aber auch anderen 
Akteuren aus Wirtschaft und Gesell-
schaft hat sich als sinnvoll erwiesen. 
 

„Schule im Stadtteil“   
Strategien zur Verbesserung der Bildungs- und  
Entwicklungschancen von Kindern aus sozial  
benachteiligten Familien
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Voraussetzungen für eine  
verbesserte Bildungsinfrastruktur 
Für die Umsetzung einer kooperativ 
ausgerichteten Schulentwicklung ist 
eine Förderung durch entsprechende 
Ressourcen erforderlich. Mit Mitteln 
aus dem Programm „Soziale Stadt 
NRW“ sind zahlreiche investive und 
sozial-integrative Projekte und Ange-
bote gefördert worden, die ohne die-
sen zusätzlichen Mitteleinsatz nicht zu 
realisieren gewesen wären (z.B. 
Schulhofumgestaltung und weitere 
Spiel- und Freizeitflächen, Sprachför-
derung).  
 
Die „Öffnung von Schule“ bedeutet 
eine Erweiterung des Aufgaben- und 
Kompetenzprofils der Schule, der 
Schulleitung und der Lehrerschaft, für 
die entsprechende Ressourcen, wie 
Zeit, (strategische) Beratung, Know-
how erforderlich sind. Aus diesem 
Grund ist auf der politischen Ebene 
von Bund, Ländern und Kommunen 
eine entsprechende Ressourcensteue-
rung zugunsten von Schulen mit ei-
nem hohen Anteil an Kindern und Ju-
gendlichen aus sozial benachteiligten 
Familien erforderlich. Durch die För-
derung von Kooperationen können 
Ressourcen gebündelt und Synergien 
erzeugt werden. 
 
Schulen haben vielfältige Herausfor-
derungen zu bewältigen, wollen sie 
als „Offene Schule“ agieren und ihre 
Aufgaben durch Kooperationsangebo-
te realisieren. Für die internen Arbeits-
strukturen ergeben sich folgende Kon-
sequenzen: 

 Problemanerkennung und Prob-
lemanalyse;  

 Organisieren von Multidisziplinari-
tät, z.B. Einbindung von Erziehe-
rinnen/Erziehern und weiteren Pro-
fessionen in das Kollegium; 

 Generieren einer gemeinsamen 
Problemsicht im Kollegium; 

 Entwicklung von neuen Angeboten 
und Projekten, die in den Schulall-
tag integriert werden; 

 Koordinierung der Projekte und 
Angebote mit externen Partnern 

und mit Stadtteilgremien, z.B. 
Stadtteilbüro, durch zuständige 
Personen. 

 
Bei der Mittelbeschaffung haben die 
unterstützenden Strukturen in Form 
von Stadtteilbüros für die Schulen in 
der Regel eine zentrale Bedeutung. 
Die Praxis zeigt, dass Angebote für 
Projekte und die Beantragung von 
Fördermitteln vielfach von den Stadt-
teilbüros ausgehen. Stadtteilbüros wer-
den von Schulen und von Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendarbeit/ 
-hilfe als zentrale Vernetzungs- und 
Beratungsinstanzen wahrgenommen, 
wenngleich nicht alle Schulen Ange-
bote nutzen oder nutzen wollen. 
 
Die Erfahrungen in den Programmge-
bieten der „Sozialen Stadt NRW“ zei-
gen, dass ein hoher Problemdruck an 
den Schulen den Ausgangspunkt für 
Schulentwicklungsprozesse in Rich-
tung „Öffnung“ bildet. Die Bereit-
schaft zum Engagement ist ein weite-
rer wesentlicher Faktor, damit die Öff-
nung in Gang kommt. Fehlen enga-
gementbereite Personen, ist es kaum 
möglich, Schulen für stadtteilorientier-
te Entwicklungsstrategien zu gewin-
nen. Die Mitwirkungsbereitschaft der 
Schulleitungen ist von großer Bedeu-
tung für das Gelingen dieser Prozesse. 
 
Fazit 
Die „Öffnung von Schulen“ ist ein ge-
eigneter Weg, die Entwicklungs- und 
Bildungschancen von Kindern aus so-
zial benachteiligten Familien zu 
verbessern. Die Bereitstellung von An-
geboten in Kooperation mit Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendarbeit/ 
-hilfe sowie mit weiteren Akteuren 
verbessert die Voraussetzungen der 
Schulen für eine umfassende Förde-
rung der Kinder und Jugendlichen, 
z.B. bei der Sprach- und Leseförde-
rung, durch Nachmittags- und Frei-
zeitangebote, in der musisch-kul-
turellen Bildung, bei der Unterstüt-
zung der beruflichen Orientierung und 
Integration. Mittels Kooperation kön-
nen Schulen adäquat auf die vielfälti-

gen Anforderungen reagieren, mit de-
nen sie aufgrund der Lebenssituation 
ihrer Schülerschaft konfrontiert sind. 
 

 Autorinnen: 

 Claudia Olejniczak 
 Maike Schaarschmidt 
 
 Ansprechpartnerin im ies 

 (Durchführung der wissenschaftlichen 
 Untersuchung) 
 Dr. Claudia Olejniczak 
 Telefon: 0511/399-7253 
 E-Mail:  
 olejniczak@ies.uni-hannover.de 

 
 Bezug der Studie: 

 Stadt Essen, Büro Stadtentwicklung  
 Städtenetz Soziale Stadt NRW 
 Hedwig Drehsen 
 Telefon: 0201/88-88-730 
 E-Mail: 
 staedtenetz@stadtentwicklung.essen.de 
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Die Industrie- und Handelskammer 
Berlin (IHK) startete im April 2000 ei-
ne Initiative, um Schulen und Betriebe 
in Berlin in einen besseren Kontakt 
miteinander zu bringen. Die jahre- 
und jahrzehntelangen Klagen von Be-
trieben und Ausbildern über mangeln-
de Fähigkeiten von Schulabgängern 
(jetzt auch bestätigt durch die Ergeb-
nisse der PISA-Studien) waren mit ein 
Anlass, der Spirale aus negativer Kom-
munikation und Beschwerden über-
einander zu entkommen und in eine 
produktive Kommunikation einzustei-
gen.  
 
Beide Systeme, Betriebe und Schulen, 
wissen zuwenig voneinander. Betriebe 
werden hinsichtlich ihrer Erwartungen 
an Auszubildende oft enttäuscht. 
Schulen wissen häufig zuwenig von 
den Anforderungen, die mit den Ver-
änderungen in der Wirtschaft und der 
Arbeitswelt verbunden sind. Es gibt 
bisher noch zuwenig Kommunikation 
zwischen den verschiedenen Lebens-
welten. Eher herrschte und herrscht 
eine negative Kommunikationsspirale, 
seit Jahren unproduktiv von beiden 
Seiten gepflegt. Es war an der Zeit, 
hier eine produktive Wende einzuläu-
ten.  
 
Die IHK Berlin fördert mit ihrem Pro-
jekt „Partnerschaft Schule – Betrieb“ 
deren Kooperation und trägt dazu bei, 
dass sich das Wissen und die Informa-
tionen von Schulen und Betrieben  
übereinander verbessern. Vor allem 
sollen Schulen darin unterstützt wer-
den, sich stärker an der Lebenswelt 
und an anderen gesellschaftlichen Be-
reichen zu orientieren. 
 
Das Projekt vermittelt ganz konkret 
Partnerschaften zwischen einzelnen 
Schulen und Betrieben. Voraussetzung 
ist die jeweils eigene Motivation zur 

Kooperation. Es wendet sich an Schu-
len der Sekundarstufe I, die für ihre 
Jugendlichen die Chancen vergrößern 
wollen, einen Ausbildungsplatz zu 
finden und einen realitätsnäheren Un-
terricht zu gestalten, sowie an Betrie-
be, die an einem möglichst frühen 
Kontakt mit Schulen interessiert sind. 
Es gibt kein einheitliches Konzept für 
alle Schulen und Betriebe, sondern die 
jeweiligen Kooperationsvorstellungen 
werden ermittelt und in Vorhaben 
umgesetzt.  
 
Der Schwerpunkt aller Kooperationen 
ist die Berufsvorbereitung. Betriebe 
werden kontinuierlich als Lernort für 
Schülerinnen und 
Schüler genutzt. 
Schulen arbeiten 
auch mit verän-
derten Betriebs-
praktika und fort-
laufenden Auf-
enthalten in Be-
trieben und su-
chen dort dafür 
feste Ansprech-
partner. Angehö-
rige aus Betrie-
ben, Ausbildende 
wie auch Auszu-
bildende infor-
mieren über die 
Ausbildung und 
deren Anforde-
rungen, geben Bewerbungstipps, si-
mulieren Bewerbungsgespräche und 
Assessment Center. Wenn Vertreter 
der Betriebe den Schülerinnen und 
Schülern darlegen, wie sie Bewer-
bungsunterlagen sichten und wie sie 
die Zeugnisse lesen, ist dies viel wir-
kungsvoller, als wenn das Gleiche von 
Lehrkräften erläutert wird. Hilfreich ist 
auch der entsprechende Beitrag auf El-
ternabenden. Auszubildende finden 
bei Schülerinnen und Schülern noch 

offenere Ohren. So hatten z.B. Auszu-
bildende des 3. Lehrjahres über ihr 
Vorgehen bei der (Vor-)Sichtung der 
Bewerbungsunterlagen berichtet und 
damit großen Effekt erzielt.   
 
Fast alle Partnerschaften bestehen zu 
Betrieben im regionalen Umfeld der 
Schulen. Dies erleichtert  die Zusam-
menarbeit ganz ungemein, da sich al-
les organisatorisch leicht regeln lässt. 
Gerade Betriebe schätzen es, wenn 
der Einsatz in der Schule nicht den 
ganzen Betriebsablauf auf den Kopf 
stellt und auch die Besuche von Schü-
lerinnen und Schülern im Betrieb oh-
ne großen Aufwand einzurichten sind: 

Mit diesem Verfahren entstehen lokale 
Netzwerke zwischen Betrieben und 
Schulen, die auch der regionalen Zu-
gehörigkeit dienen. 
 
Partnerschaften mit Betrieben funktio-
nieren desto besser, je mehr Fachbe-
reiche einbezogen und je mehr An-
wendungsmöglichkeiten des Betriebes 
für den Unterricht und das Lernen ge-
nutzt werden. So kann in vielen Fällen 
der Umgang mit neuen Medien, den 

„Partnerschaft Schule – Betrieb“ 
Ein Projekt der Industrie- und Handelskammer Berlin 

Schülerinnen und Schüler der Amelia-Erhart-Oberschule (Hauptschule) in Berlin 
mit dem Buffet, das sie zur Vertragsunterzeichnung zwischen Schule und dem 
Bahr-Baumarkt hergestellt hatten. Foto: Sybille Volkholz  
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Informations- und Kommunikations-
technologien gefördert werden. Häufig 
profitieren der naturwissenschaftlich-
technische Unterricht oder auch Spra-
che und Kommunikation, wenn mit 
Zeitungen oder Werbeagenturen gear-
beitet wird.  
 
Die Partnerschaften der Berliner IHK 
basieren alle auf dem Grundgedan-
ken, dass Kooperation zwei Seiten hat. 
Auch die Schulen müssen den Betrie-
ben etwas bieten. Es ist erstaunlich, 
was Schulen einfällt, welche Stärken 
sie haben, die für Außenstehende at-
traktiv sind. So tauchen als Angebote 
auf: Fortbildung mit Ausbildern über 
neue Lehr- und Lernmethoden wie 
z.B. produktorientierten Gruppenun-
terricht, Nachhilfe für Auszubildende 
in allgemeinbildenden Fächern, 
Sprachunterricht für Firmenangehöri-
ge, Nutzung der Schulräume durch 
die Firma, Ansprechpartner für Dro-
genberatung, Mediationstraining (Kon-
fliktlotsenausbildung), Gewaltpräven-
tion. Vor allem im künstlerischen Be-
reich kann sinnvoll zusammen gear-
beitet werden: Schülerarbeiten werden 
in Betrieben ausgestellt, die Betriebs-
zeitung gestaltet, von Schülerinnen 
und Schülern hergestellte Kalender 
werden von einer Firma angekauft und 
als Geschenke weitergegeben, Musik-
gruppen organisieren Feste mit und 
vieles mehr. 
 
Ein besonders gutes Beispiel für ange-
wandten handlungsorientierten Unter-
richt hat die Ellen-Key-Oberschule zu-
sammen mit der Berliner Energieagen-
tur und dem IBIS Hotel am Ostbahn-
hof zu Wege gebracht. Nachdem die 
Schülerinnen und Schüler im Wahl-
pflichtunterricht Physik mit Unterstüt-
zung der Energieagentur nach Strom-
fressern zu Hause geforscht hatten, 
wurden die Ergebnisse auch als Pres-
semeldung formuliert und verbreitet. 
Das Hotel als zweiter Partnerbetrieb 
war über dieses Projekt informiert 
worden und bot sich nun seinerseits 
als Forschungsfeld an. Die Agentur 
hat – motiviert durch die Zusammen-

arbeit – die Zahl ihrer Ausbildungs-
plätze deutlich erhöht (siehe Home-
page www.eko-online.net). Mehrtägi-
ge Workshops für Schülerinnen und 
Schüler mit Betriebsführung, Tester-
probung und Auswahlgesprächen 
werden mittlerweile schon von mehre-
ren Betrieben durchgeführt. 
 
Aus der Kooperation zwischen der 
Bettina-von-Arnim-Oberschule und 
der Firma Otis resultierten schon oft 
über die Berufsvorbereitung hinausge-
hende soziale Projekte in der Region. 
Jüngst förderten beide gemeinsam die 
„Special Olympics“, die im November 
2004 in Berlin ausgetragen wurden. 
Otis war ein Hauptsponsor, und die 
Schülerinnen und Schüler taten ihren 
Dienst als Helfer. Sie mussten sich 
vom Aufruf bis zur Siegerehrung um 
einen bestimmten Athleten kümmern. 
Diese Aufgabe hinterließ nicht nur bei 
den Schülerinnen und Schülern ein Er-
folgserlebnis, sie zeigte auch, dass un-
gewohnte Kooperationen das soziale 
Leben der Stadt bereichern (vgl. auch 
Homepage www.bettina.cidsnet.de).  
 
Grundsätzlich wird versucht, zwi-
schen Schule und Betrieb feste Ver-
einbarungen in schriftlicher Form ein-
zugehen. Dort werden die gemeinsa-
men Projekte beschrieben und meist 
auch ein „Fahrplan“ beschlossen, der 
die Zeitressourcen umreißt, den beide 
Seiten einbringen können. Dies hat für 
beide, Schule und Betrieb, den Vor-
teil, dass jeweils mehrere Personen 
und die Leitungsebenen fest einge-
bunden sind und das Projekt mittra-
gen. Eine verbindliche und kontinuier-
liche Zusammenarbeit ermöglicht 
Rückmeldungen. Betriebserkundun-
gen, Praktika, Vorträge von Firmenver-
tretern sind in vielen Schulen selbst-
verständlich. Sie bleiben aber häufig 
für die Beteiligten nur punktuelle Er-
eignisse. Welche Erfahrungen Schüle-
rinnen und Schüler im Praktikum ma-
chen, wird oft noch im Unterricht 
nachbearbeitet, welche Erfahrungen 
aber der Betrieb macht, meistens 
nicht. Eine solche Nachbearbeitung 

ergibt sich aber, wenn sich die An-
sprechpartner kennen und auch ein 
gewisses Vertrauen gewinnen. Damit 
werden Lernprozesse ermöglicht, die 
das Verhältnis von Fremd- und 
Selbstwahrnehmung sowohl der Schü-
lerinnen und Schüler wie der Schule 
entscheidend verbessern. 
 
Die erste Kooperationsvereinbarung 
wurde im September 2000 unter-
zeichnet. Mittlerweile gibt es 106 fest 
vereinbarte Kooperationen, siebzig 
Schulen (Haupt-, Real- und Gesamt-
schulen sowie auch zunehmend 
Gymnasien) sind Mitglieder des Pro-
jektes – und über hundert Betriebe. 
Die meisten vereinbarten Kooperatio-
nen laufen gut, aber es hängt – wie al-
les im Leben – immer am Engagement 
der beteiligten Personen. Als hilfreich 
erwies es sich, wenn die Ansprech-
partner aus Schulen und Betrieben re-
gelmäßige Arbeitstreffen vereinbaren 
und ihre „Fahrpläne“ für den Zeitraum 
eines halben Schuljahres festklopfen. 
Mittlerweile steigt auch die Anzahl der 
Betriebe, die Auszubildende aus der 
Partnerschule einstellen. Die neue Re-
gelung des Berliner Schulgesetzes, die 
eine externe Person als Mitglied der 
Schulkonferenz vorsieht, hat schon ei-
nigen Partnerbetrieben einen Platz in 
der Schule beschert.  
 
Das Projekt lebt davon, dass gute Bei-
spiele Nachfolger finden und sich vie-
le Schulen und Betriebe anschließen. 
Letztlich sollte es in Berlin und natür-
lich im gesamten Bundesgebiet eine 
Selbstverständlichkeit sein, dass aus 
Schulen und Betrieben Partner in der 
Erziehung und Ausbildung von Ju-
gendlichen werden.  
 
 

 Kontakt: 
 Sybille Volkholz 
 Projektleiterin „Partnerschaft  
 Schule – Betrieb der IHK Berlin“  
 E-Mail: sybillevolkholz@snafu.de 
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Die Herausforderungen 
Als Arbeiterwohnstandort im Zuge der 
Industrialisierung entstanden ist die 
Nordstadt traditionell ein Stadtteil mit 
vielen einkommensschwachen Haus-
halten. Der Anteil der Sozialhilfeemp-
fänger lag Ende 2002 bei 13,5% 
(Dortmund 6,0%), die Arbeitslosen-
quote bei 24,1% (Dortmund 13,6%). 
Zugleich ist die Nordstadt das Haupt-
eingangstor für Zuwanderung in die 
Stadtregion. Menschen mit Migrations-
hintergrund stellen längst die Mehrheit 
der Stadtteilbevölkerung. Damit hängt 
wesentlich zusammen, dass die Nord-
stadt im Vergleich zu Dortmund ins-
gesamt altersstrukturell eher ein junger 
Stadtteil ist. So liegt der Anteil der 
Minderjährigen heute mit 25,5% deut-
lich höher als im gesamtstädtischen 
Durchschnitt (Dortmund 21,2%), wäh-
rend der Anteil der Senioren mit 
17,9% (Dortmund 28,4%) unterdurch-
schnittlich ist. Damit ist auch eine der 
wesentlichen Zukunftschancen des 
Stadtteils benannt. 
 
Der Anteil der Kinder und Jugendli-
chen aus bildungsfernen Migranten-
familien sowie sozial deklassierten 
deutschen Haushalten ist in den Schu-
len der Nordstadt entsprechend groß. 
So verzeichnet z.B. „(...) die Nord-
markt-Grundschule (...) einen relativen 
Anteil von 73,6% an nicht-deutschen 
SchulanfängerInnen. Diese Schulan-
fängerInnen mit Migrationshintergrund 
weisen unterschiedliche Herkunfts-
länder auf.“ (Stadt Dortmund, Schul-
verwaltungsamt – Pädagogische 
Dienste/Regionale Arbeitsstelle zur 
Förderung von Kindern und Jugendli-
chen [RAA] 2001, S. 23) In einigen 
Grundschulklassen sind Migranten un-
terschiedlicher Herkunft beinahe unter  
sich. Die Regionale Arbeitsstelle 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
zur Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen (RAA) Dortmund weist in 
ihren Berichten darauf hin, dass sich 
in Dortmund generell eine ungleiche 
Verteilung der Nationalitätengruppen 
auf die verschiedenen Schulformen 
ausmachen lässt. „Der relative Anteil 
türkischer SchülerInnen am Gymnasi-
um ist insgesamt sehr gering, wohin-
gegen ihr Anteil an der Haupt- und 
Sonderschule normal hoch ist.“  
(Ebenda, S. 22) Unter den weiterfüh-
renden Schulen steht bei den Schüle-
rinnen und Schülern mit Migrations-
hintergrund die Gesamtschule eindeu-
tig oben an. So vermeldete die Anne-
Frank-Gesamtschule in der Nordstadt, 
dass unter den 162 Anmeldungen für 
die 5. Klassen im Sommer 2004 nur 
sieben aus deutschen Familien kamen.   
 
Bildungsorientierte, eher der Mittel-
schicht angehörende Haushalte, ob 
nun mit oder ohne deutschen Pass, 
entscheiden sich oft spätestens dann 
für einen Wegzug aus dem Stadtteil,  
wenn die Einschulung der Kinder an- 

 
 

 

 

 

 

 

 
 
steht. Die Nordstadt ist damit der zen-
trale Migrations- und zugleich Integra-
tionsstandort für ganz Dortmund. Da-
bei fällt neben den Kindergärten ins-
besondere den Schulen eine wesentli-
che Integrationsaufgabe zu. Gerade 
die Qualität von Schule entscheidet 
darüber, welche sozialen Aufstiegs- 
und Teilhabechancen sich den Kin-
dern und Jugendlichen des Stadtteils 
künftig eröffnen. Neben anderen loka-
len Dauereinrichtungen und Regel-
strukturen der öffentlichen und priva-
ten Träger bieten vor allem die Schu-
len potenzielle Kommunikations-
schienen für den interkulturellen Dia-
log. Besser als viele andere Einrich-
tungen können sie Kinder und Jugend-
liche sowie deren Eltern zudem unab-
hängig von der religiösen oder konfes-
sionellen Orientierung der einzelnen 
Haushalte erreichen. Sie bilden damit 
einen unverzichtbaren Brückenkopf 
für Strategien der Mobilisierung und 
Aktivierung auch der nicht-orga-
nisierten „stillen“ Bewohner. 
 

Was Schule für die Stadtteil- und  
Quartiersentwicklung leisten kann  
Beispiele aus der Dortmunder Nordstadt 

Nachbarschaftsforum Schützenstraße, 2003. Foto: Quartiersmanagement Nordstadt-Hafen 



 

17 Soziale Stadt info 16 – Februar 2005

Schulen als Partner für  
die Erneuerung 
Erste Ansätze zur konzeptionellen 
Aufweitung der baulich-städtebau-
lichen Erneuerungsstrategie für die 
Nordstadt, die seit 1986 mit dem so 
genannten Nordstadtprogramm ver-
folgt wurde, finden sich ab 1990 mit 
dem „sozialpädagogischen“ und dem 
„schulischen Nordstadtprogramm“. 
Dazu gehören insbesondere der Aus-
bau quartiersnaher und zielgruppen-
spezifischer niedrigschwelliger Bera-
tungs- und Betreuungsangebote (z.B. 
schulbegleitender Hilfen, mobiler So-
zialarbeit) sowie erste Schritte zum 
Ausbau von Betreuungsangeboten an 
Grundschulen der Nordstadt zu Ganz-
tagsangeboten. 
 
Die Diskussion, die seit den 80er-
Jahren und verstärkt dann im Zusam-
menhang mit  der Umsetzung des 
Programms „Stadtteile mit besonde-
rem Erneuerungsbedarf“ seit 1993 in 
Nordrhein-Westfalen unter Stichwor-
ten wie „Öffnung von Schule“ oder 
„Schule und Nachbarschaft“ geführt 
wird, beschreibt gewissermaßen einen 
Perspektivenwechsel in der Wahr-
nehmung von Schule durch die tradi-
tionellen Akteure der Stadtteil- und 
Quartiersentwicklung: die Entwick-
lung der Schule vom Lern- zum Le-
bensort. Schule übernimmt somit die 
Aufgabe, Beziehungen zum Umfeld, 
d.h. zum Stadtteil und seinen Instituti-
onen und Einrichtungen, herzustellen. 
 
Der Planerladen e.V. als Träger des 
Quartiersmanagements (QM) im 
Quartier Hafen kann bereits auf lang-
jährige gemeinsame Aktivitäten und 
Projekte mit Schulen aufbauen. Nicht 
zuletzt ist er zugleich einer der Träger 
des sozialpädagogischen Nordstadt-
programms und Mitbegründer der Ar-
beitsgemeinschaft Jugendhilfe Nord 
(AG JuNO), die gemäß § 78 des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes einen 
Zusammenschluss öffentlicher und 
anerkannter freier Träger der Jugend-
hilfe darstellt. Einer der Ziele dieses 
Gremiums ist es, Schulen „mit ins 

Boot“ zu holen und Kooperationen 
mit diesen zu verfestigen. Der Planer-
laden e.V. organisiert in diesem Rah-
men seit 1994 die „Hafenrunde“, in 
der rund 33 Einrichtungen freier und 
öffentlicher Träger vertreten sind, die 
stadtteilrelevante Themen für Kinder 
und Jugendliche diskutieren. Hier ent-
stehen auch zahlreiche Projekte, die 
gemeinsam mit anderen Einrichtungen 
des Stadtteils durchgeführt werden. 
Die Förderung der Kooperation und 
Vernetzung von Jugendhilfeträgern 
und Schulen im Stadtteil sowie die El-
tern- und Migrationsarbeit sind einige 
der zentralen Zielsetzungen dieses 
Gremiums.  
 

 
 
 
 
 
 

 
Auch im Rahmen seiner verschiede-
nen Projekte bietet der Planerladen 
e.V. zahlreiche Angebote für Kinder 
und Jugendliche im Stadtteil. Dabei 
erweist es sich als vorteilhaft, dass die-
se zugleich Bestandteil des Projekt-
verbundes Nordstadt sind, eines über-
greifenden Handlungsverbundes von 
Planerladen e.V.,  Planungsbüro BAS-
TA und der Grünbau gGmbH. Kenn-
zeichnend hierfür ist vor allem eine 
enge inhaltliche Verknüpfung laufen-
der Projekte des Planerladens – z.B. 

Sozial- und Schuldnerberatung, Be-
werbungshilfe, Sprachkurse – mit den 
Jugendhilfeangeboten der Grünbau 
gGmbH, wie dem Projekt JAWoLL  
oder dem Qualifizierungsbüro Jobtrai-
ning für Jugendliche, einem Modell-
projekt des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ zur Erprobung des Freiwilli-
gen Sozialen Trainingsjahres. Solche 
Projekte bieten stets auch Anknüp-
fungspunkte für neue Aktivitäten und 
Events mit Schulen im Stadtteil wie 
z.B. das Projekt „Training gegen Ge-
walt“ mit dem Helmholtzgymnasium. 
 
Auch die in der Umsetzung seit 2002 
für die Nordstadt bedeutsame EU-
Gemeinschaftsinitiative URBAN II er-
hebt die Schulen zu wichtigen Akteu-
ren, die im Verbund mit den Trägern 
der Jugendhilfe und den Trägern sozi-
aler Arbeit vor allem im Rahmen einer 
Strategie der sozialen Stabilisierung 
zentrale Integrationsaufgaben über-
nehmen sollen. Im Programmschwer-
punkt 3 des Operationellen Pro-
gramms für den Stadtteil Dortmund-
Nordstadt, der auf den „Aufbau von 
bewohnergetragenen Einrichtungen 
und Strukturen“ abzielt, finden des-
halb neben dem in den Nordstadt-
quartieren zu installierenden Quar-
tiersmanagement sowie den Quar-
tierszentren vor allem die Grundschu-
len als wichtige Kommunikationsorte 
im Gemeinwesen entsprechend Er-
wähnung. Folgende Bausteine zur 
Förderung von Schulen als Orte der 
Integration werden realisiert: 

 Ausweitung niedrigschwelliger El-
ternarbeit durch Elterncafés, 

 Stärkung von Sozial- und Hand-
lungskompetenzen durch Schüler-
clubs. 

 
Quartiersmanagement und  
Schulen im Stadtteil 
Das Projekt Quartiersmanagement Ha-
fen läuft im Planerladen e.V. seit Juli 
2002. Es ist Teil des Gesamtprojektes 
Quartiersmanagement Nordstadt unter 
der Federführung der ämter- und de-
zernatsübergreifenden URBAN II-Pro-

1. Preis für Kindergruppe  
„Offenes Atelier des Dietrich-Keuning-Hauses“ 
für ihre Arbeit „Guckkasten“.  
Foto: (Dietrich-Keuning-Haus) AWO Dortmund –  
Unterbezirk, G. Schmitz. 



 

18 Soziale Stadt info 16 – Februar 2005 

jektgruppe der Stadt Dortmund. Als 
ein Instrument der sozialen Stadtteil-
entwicklung arbeitet das Quartiersma-
nagement daran, tragfähige und nach-
haltige Strukturen zu bilden und die 
Lebenssituation im Stadtteil zu verbes-
sern. Allgemein sollen durch das 
Quartiersmanagement Strategien und 
Akteure der Quartiersentwicklung in-
tegriert und vernetzt, stadträumliche, 
ökonomische und soziale Entwick-
lungsmaßnahmen miteinander ver-
knüpft sowie Handlungsmöglichkeiten 
und -kompetenzen der Bewohner-
schaft gestärkt werden. Hiermit sind 
insbesondere die Bewohnermotivation 
und Befähigung der Bewohnerschaft 
zu eigenverantwortlichem Handeln, 
Organisation oder Begleitung von 
Nachbarschaftsgruppen, Aufbau von 
Vernetzungsstrukturen, Mittelakquisi-
tion für bürgerschaftliche Projekte, 
Kontaktvermittlung zu und Vernetzung 
zwischen Schulen, Bürgerinnen und 
Bürgern, Institutionen und Verwal-
tung, Politik usw. verbunden. Um die-
se Ziele zu erreichen und seine Auf-
gaben dauerhaft zu erfüllen, baut das 
Quartiersmanagement kontinuierlich 
„verlässliche Partnerschaften“ auf. 
 
Die Schulen als wichtige Institutionen 
im Stadtteil stellen für das Quartiers-
management solche potenziellen 
Partner dar. Von der Partnerschaft 
„Schule & Quartiersmanagement“ 
können beide Seiten gleichermaßen 
profitieren. So hat Schule für das 
Quartiersmanagement als Kooperati-
onspartner unter anderem die wichtige 
Funktion eines Multiplikators (z.B. bei 
der Gewinnung von Eltern, Bewohne-
rinnen und Bewohnern, Schülerinnen 
und Schülern sowie Jugendlichen, bei 
der Unterstützung von nachbarschaft-
lichen Projekten und Aktionen, in der 
Teilnahme und Entwicklung der Stadt-
teilkultur). Das Quartiersmanagement 
wiederum kann die Schulen bei ihrer 
Zusammenarbeit im Stadtteil und so-
mit bei ihren Bemühungen zur „Öff-
nung hin zum Stadtteil“ unterstützen, 
unter anderem bei der Einbeziehung 
außerschulischer Lernorte, der Nut-

zung außerschulischer Experten und 
Kompetenzen, der Entwicklung von 
Projekten mit Kooperationspartnern im 
Stadtteil (Ämtern, sozialen sowie Kin-
der- und Jugendhilfeeinrichtungen, 
Betrieben und vielen mehr) oder der 
Öffnung von Räumen in der Schule für 
Begegnungen, Veranstaltungen und 
für Kommunikation im Stadtteil. 
 
Schule und Quartiersmanagement 
können der Stadtteilbewohnerschaft 
(darunter den Schülerinnen und Schü-
lern) gemeinsam eine bessere Orien-
tierung in der immer unübersichtlicher 
werdenden Umwelt geben. Das Quar-
tiersmanagement kann die Schulen 
letztlich bei ihrem Auftrag der Erzie-
hung der Schülerinnen und Schüler zu 
verantwortungsbewussten und demo-
kratiefähigen Bürgerinnen und Bür-
gern unterstützen, indem es den jun-
gen Bewohnerinnen und Bewohnern 
Möglichkeiten bietet, Erfahrungen der 
Eigenverantwortlichkeit und der akti-
ven Mitgestaltung des direkten Wohn- 
und Lebensumfeldes zu sammeln. 
Dies zielt zugleich darauf ab, das in 
„Stadtteilen mit besonderem Erneue-
rungsbedarf“ häufig wenig ausgepräg-
te Gestaltungsvertrauen der Bewoh-
nerschaft zu entwickeln. 
 
Beispiele für die Zusammenarbeit von 
QM und örtlichen Schulen 
Die Beteiligung der Schulen an stadt-
teilbezogenen Aktivitäten und Projek-
ten im Quartier Hafen und auch in der 
Dortmunder Nordstadt insgesamt kann 
sich auf vorhandene Vernetzungs-
strukturen und entwickelte Kooperati-
onen stützen. So finden sich zahlrei-
che Schulleitungen, Lehrkräfte und El-
ternvertreter, die sich im Stadtteil en-
gagieren und somit auch gemeinsam 
mit dem Quartiersmanagement den 
Stadtteil mitgestalten. Sie nehmen 
nicht nur an den Zusammenschlüssen 
von Jugendhilfeträgern teil (von der 
„Hafenrunde“ bis zur „AG JuNO“) 
sondern arbeiten auch in übergreifen-
den Kooperationsrunden wie dem  
„Nordstadtforum“ mit, in dem Vertre-
terinnen und Vertreter von Vereinen, 

Kirchen, Verwaltung und Politik aus 
der Nordstadt präsent sind. Zudem 
beteiligen sie sich an den Quartiers- 
und Nachbarschaftsforen des Quar-
tiersmanagements. Hier tauschen sie 
sich  gemeinsam mit Bewohnerinnen 
und Bewohnern sowie mit Vertretern 
aus Verwaltung, Ämtern, Politik und 
anderen Einrichtungen im Quartier 
über gemeinsame Themen aus und 
versuchen neue Handlungsansätze zu 
finden. 
 
Für die konkrete Zusammenarbeit mit 
den Schulen im Quartier finden sich 
bereits einige gute Beispiele: So lud 
die Arbeiterwohlfahrt als Initiator, un-
terstützt durch das Quartiersmanage-
ment Hafen und das Planungsamt der 
Stadt Dortmund, im Jahre 2003 alle 
Bewohnerinnen und Bewohner aus 
dem Hafenviertel und darüber hinaus 
dazu ein, sich an dem Wettbewerb 
„WasserWelten“ – einem Mal-, 
Gestaltungs- und Erlebniswettbewerb 
zum Thema „Wasser im Stadtteil“ – zu 
beteiligen. Rund 240 Einsendungen 
gingen ein. Zahlreiche Schulklassen 
sowie Kinder- und Jugendgruppen be-
teiligten sich aktiv an diesem Wettbe-
werb. Die breite Resonanz aus den 
Schulen und Kindergärten belegte 
nicht nur, welche Stärken und Krea-
tivpotenziale bei der jungen Stadtteil-
bevölkerung schlummern, sondern 
auch welche wichtige Aufgabe die 
genannten Einrichtungen bei der Ver-
mittlung solcher Projektanliegen über-
nehmen können. 
 
Ein weiteres Beispiel ist die Unterstüt-
zung und Begleitung der Arbeit des 
Türkischen Elternvereins in Dortmund 
und Umgebung e.V. (DO-TEV) durch 
das Quartiersmanagement Hafen. So 
hat der Verein gemeinsam mit dem 
Quartiersmanagement ein Leseprojekt 
mit dem Titel „Oku bakayım! – Lies 
mal“ gestartet. Im Jahr 2004 fanden in 
diesem Rahmen zwei Lesungen in 
Deutsch und Türkisch statt. Unver-
zichtbare Kooperationspartner sind 
dabei die örtlichen Grundschulen. Die 
zweite Lesung in der Reihe fand z.B. 
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in der Aula der Albrecht-Brinkmann-
Grundschule statt und wurde von über 
100 Kindern, Eltern, Lehrkräften und 
Interessierten besucht. Aufgrund der 
großen Nachfrage sind weitere Lesun-
gen in anderen Schulen geplant. Dar-
über hinaus hat das Quartiersmana-
gement auch die Möglichkeit, die 
Räumlichkeiten dieser Schulen für an-
dere Veranstaltungen zu nutzen. Alle 
Lesungen finden in Kooperation mit 
unterschiedlichen Einrichtungen aus 
der Nordstadt statt. Beispielsweise 
fungierte eine Buchhandlung aus dem 
Stadtteil als Sponsor der Aktivitäten.  
 
Derzeit steht das Quartiersmanage-
ment Hafen z.B. der Lessing-
Grundschule bei der Einrichtung eines 
Elterncafés zur Seite. In diesem Rah-
men wurden diverse Gespräche mit 
der Schule und Elternvertretern geführt 
und diese darin begleitet, ihre Projekt-
vorstellungen bei Politik und Bezirks-
vertretung zur Abstimmung einzurei-
chen. 
 

Perspektiven 
Das Quartiersmanagement versteht 
sich als Impulsgeber und als Modera-
tor von Entwicklungen im Stadtteil. Es 
stellt allerdings ein zeitlich erklärter-
maßen begrenztes Instrumentarium 
dar. Arbeit und Aufgabenwahrneh-
mung des Quartiersmanagements 
müssen daher so angelegt sein, dass 
nachhaltig tragfähige Strukturen ent-
stehen oder entwickelt werden kön-
nen. Hier liegt es nahe, die verschie-
denen Regeleinrichtungen wie Schu-
len im Stadtteil ins Auge zu fassen und 
zu prüfen, inwieweit zumindest Teil-
aufgaben des Quartiersmanagements 
künftig von diesen übernommen wer-
den können.  
 

 Kontakt: 
 Meleg Dag und Stefan Peter Andres 
 Quartiersmanagement Nordstadt-Hafen 
 Planerladen e.V.  
 Schützenstr. 42, 44147 Dortmund 
 Telefon 0231/8820700 
 Telefax 0231/8820701 
 E-Mail:  
 Qm-Hafen@quartiersmanagement- 
 nordstadt.de 
 
 
 

Literatur 
 
Stadt Dortmund, Schulverwaltungsamt – Pä-
dagogische Dienste/Regionale Arbeitsstelle 
zur Förderung von Kindern und Jugendlichen 
(RAA): Die schulische Situation zugewander-
ter Kinder und Jugendlicher in Dortmund – 
Schuljahr 2000/01.  
 
 
 
 

2. Lesung „Oku bakayım! – Lies mal“ in der Albrecht-Brinkmann-Grundschule, 2004.  
Foto: Quartiersmanagement Nordstadt-Hafen 

Sie möchten  
Soziale Stadt info  
abonnieren? 
 
 
Schicken Sie uns  
eine E-Mail:   
sozialestadt@difu.de 
 
oder ein Telefax:  
030/39 001-269 

 
Geben Sie bitte Ihren voll-
ständigen Namen, die  
Adresse, ggf. Dienststelle  
oder Institution, aber auch  
Telefon, Telefax an. 
 
Oder senden Sie einfach eine  
Postkarte an:  
Deutsches Institut für Urbanistik, 
Straße des 17. Juni 112,  
10623 Berlin. 
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Bildungspotenziale aller 
Kinder ausschöpfen!  
 
Die Gebeschusschule, Grundschule 
mit Ganztagsangebot, liegt im „be-
nachteiligten“ Stadtteil Hanau-
Lamboy. Von den Schülerinnen und 
Schülern sind bis zu 85 Prozent (aus-
gesiedelte, ausländische, zugewander-
te, hier geborene, eingebürgerte und 
nicht-eingebürgerte) Migrantenkinder. 
Die Gebeschusschule ist daher wie 
ein „Schmelztiegel“ von Kindern aus 
derzeit 29 unterschiedlichen Nationen 
mit allen multikulturellen und sozialen 
Vielschichtigkeiten. 
 
Anliegen der Arbeit an der Gebe-
schusschule ist es, den Bildungs- und 
Erziehungsauftrag für die Persönlich-
keitsentwicklung aller Kinder zu ver-
wirklichen. Das Problem besteht dar-
in, dass viele Eltern unseres Schulein-
zugsgebietes die Verantwortung für 
Bildung und Erziehung ganz oder vor-
rangig der Schule überlassen. Er-
schwerend wirken sprachliche Barrie-
ren und das aufgrund ihrer eigenen 
Sozialisation mangelnde Bewusstsein 
vieler Eltern für die Bedeutung, die 
Bildung für ihre Kinder hat. Die hier-
aus entstehende Bildungsbenachteili-
gung ist nicht erst seit PISA bekannt, 
jedoch werden die Kompetenzunter-
schiede, die Kinder je nach ihrem el-

terlichen Hintergrund von bis zu zwei 
Schuljahren besitzen, nachhaltig be-
legt. 
 
Die Kinder sind durchaus lern- und 
bildungsfähig. Um ihnen adäquate 
Chancen zu eröffnen, müssen unsere 
Überlegungen folgende Aspekte ein-
schließen: Eltern brauchen Unterstüt-
zung bei der Erziehung und Bildung 
ihrer Kinder; sie brauchen Hilfe zum 
Verständnis für frühzeitige, Bildung 
umfassende Erziehung. Daher agiert 
die Gebeschusschule mit einem „pa-
rallelen“ Ansatz der Förderung der 
Kinder und der Einbeziehung der El-
tern einschließlich besonderer Ange-
bote für Eltern unter der Prämisse, das 
Anregungs- und Integrationspotenzial 
aller für alle zu nutzen. Wir versuchen 
einzubinden, was die Kinder und ihre 
Eltern in die Schule, in die Gesell-
schaft einbringen: ihre Sprachen, ihre 
Erfahrungen und Kompetenzen, ihre 
Kulturen und Religionen. 
 
 
Förderung sprachlicher  
Kompetenzen – auch für Eltern  
ein Integrationsportal  
Wir verstehen die Sprachenvielfalt 
und Mehrsprachigkeit sowie die unter-
schiedlichen Kulturen an unserer 
Schule als Reichtum, den es für ein 
friedliches Miteinander zu nutzen und 
vermehrt auch bewusst zu machen 
gilt.  
 
Im Morgenkreis begrüßen wir uns – 
vom zweiten Schultag an! – in den 
Sprachen der Kinder. Die Kinder nen-
nen das Datum in ihrer jeweiligen 
Herkunftssprache, was gar nicht ein-
fach ist, bedenkt man die Verwendung 
von Ordnungszahlen. Zudem wird es 
hierbei erstmals für die Kinder mög-
lich, die Sprachen zu wechseln und 
mit Sprachen zu spielen. Die meisten 
Kinder zeigen große Offenheit für 
Sprachen und ein erstaunliches Lern-
vermögen in Sachen Sprachenvielfalt 
(türkisch, kurdisch, italienisch, rus-
sisch, suaheli, albanisch, bosnisch, af-
ghanisch, chinesisch, englisch). 

Von Anfang an sind die Eltern in die 
schulische Arbeit eingebunden, sie er-
halten sozusagen „Hausaufgaben“, 
nämlich bestimmte Begriffe für uns in 
ihre Sprache zu übersetzen. Eltern er-
fahren damit Schule und Lernen in für 
sie neuen Zusammenhängen. Diese 
Arbeit bindet die Eltern zugleich in 
das Unterrichtsgeschehen ein, da die 
Kinder Begriffe oder Kommunikations-
rituale wie das Nennen des Datums zu 
Hause üben bzw. die Eltern diese Be-
griffe oder Sätze ihren Kindern zu-
nächst vermitteln müssen. Aufgrund 
dieser veränderten Arbeit öffnen sich 
Eltern der Schule gegenüber und 
nehmen aktiver und intensiver Anteil 
an den Lerninhalten, an Aktivitäten 
der Klasse und an der Schule.  
 
Zur Förderung der Sprachkompetenz 
ist es von größter Bedeutung, Kinder 
wieder stärker an die Freude an und 
die Nutzung von Büchern heranzufüh-
ren – sowohl für das Lernen als auch 
für die Freizeitgestaltung. In Klassen-
Minibibliotheken können die Kinder 
im kleinen Rahmen „schmökern“. Sys-
tematisch wurden für alle Klassen 
Kinder- und Schülerlexika angeschafft, 
um so das Sinn erfassende Lesen 
zwecks Informationsentnahme zu för-
dern und zu fordern.  
 
In der großen schuleigenen Schüler-
bücherei haben die Schülerinnen und 
Schüler aller Klassen die Möglichkeit, 
zu fest vereinbarten Zeiten Bücher 
auszuleihen; in „offenen Bücherei-
stunden“ werden freie Lese- und 
„Schmöker“-Zeiten angeboten. Anre-
gungen dafür erhalten sie im Regelun-
terricht z.B. durch Arbeitsaufträge, 
sich zu Unterrichtsthemen gezielt Bü-
cher auszuleihen. Sie erlernen die 
Ausleihtechnik, die ihnen für die Nut-
zung der öffentlichen Bücherei hilft.  
 
Die öffentliche Stadtbücherei ist für 
unsere Klassen ein wichtiger außer-
schulischer Lernort; die Bibliotheksan-
gebote werden intensiv genutzt. Die 
Kinder verfügen über eigene Leseaus-
weise und werden angeregt, sich hier 

„Soziale Stadt –  
meine Sicht“ 
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für ihre Freizeit oder zur Bearbeitung 
schulischer Themen Bücher auszulei-
hen.  
 
Des Weiteren führen wir unsere Kin-
der zu einem bewussten Umgang mit 
dem Computer hin. Wir arbeiten in 
der Regel ab dem 1. Schuljahr mit 
dem Computer, der auch – neben dem 
Computerraum mit festen Kursen – in 
allen Klassenräumen mit Internetzu-
gang Einzug gehalten hat. Während in 
den ersten Schuljahren die Nutzung 
des Computers als Schreib- und  
Übungsgerät mit Lernprogrammen im 
Vordergrund steht, wird in den 3. und 
4. Klassen sowie in den diversen Com-
puter-Kursen im Computerraum der 
Schule das Internet für die Informati-
onsbeschaffung genutzt.  
 
Als übergreifendes Bücherei- und 
Computerangebot nutzt unsere Schule 
„Antolin – Ermunterung zum Lesen“ 
im Internet. Dieses Programm schlägt 
Kindern Bücher vor und offeriert ihnen 
dann Quizfragen zu dem Gelesenen. 
Die Arbeit mit dem Internet, mit Be-
nutzername und Kennwort ist bei den 
Kindern äußert beliebt. In der Schü-
lerbücherei werden mittlerweile vor-
wiegend „Antolin“-Bücher ausgelie-
hen. Einige Kinder nutzen die Internet-
Möglichkeiten zu Hause oder in Inter-
net-Cafés, jedoch stellen unsere schu-
lischen Computer-Möglichkeiten si-
cher, dass alle Kinder mit Antolin ar-
beiten können. Ergänzend zur schuli-
schen Förderung werden in Zusam-
menarbeit mit der „Sozialen Stadt“ 
„Mama lernt Deutsch“-Kurse und 
Computer-Kurse für Jugendliche und 
Erwachsene angeboten. 
 
 
Musisch-ästhetische Bildung,  
kulturelle Bildung, Bewegung,  
Spiel und Sport als Integrationsportal 
Musisch-ästhetische Bildung, kulturel-
le Bildung und Bildung im Bereich 
von Bewegung, Spiel und Sport bieten 
sich an, um Kinder in ihrem Selbst-
wertgefühl zu stärken und sie in ihrer 
Sprach- und Ausdrucksfähigkeit zu 

fördern. So binden wir im Rahmen un-
seres Ganztagsangebots immer wieder 
Eltern in die Schule als Gruppenleiter, 
aber auch als Teilnehmer an den Kur-
sen ein. Die Folklore-Gruppe wird 
z.B. von einer kurdischen Mutter und 
die Mittagsbetreuung mit Bastelange-
boten von einer deutschen Mutter ge-
leitet. Das „Aquarell-Malen für Mutter 
und Kind“ wird von Müttern unter-
schiedlicher Herkunft mit ihren Kin-
dern wahrgenommen.  
 
„Wer feste arbeitet, kann auch Feste 
feiern“ ist ein Motto an unserer Schu-
le. Dabei finden unterschiedliche Fes-
te mit ihren religiösen, kulturellen und 
weltlichen Hintergründen Beachtung 
(Seker Bayramı, St. Martin, Nikolaus, 
Kurban Bayramı, Fasching, Erntedank, 
internationaler Kindertag usw.). Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten der 
Feste werden herausgearbeitet. Feiern 
ohne Mitwirkung von Eltern und ande-
rer Kooperationspartner im Stadtteil ist 
dabei undenkbar.  
 
Erfahrungen und Kompetenzen als In-
tegrationsportal 
Bisher richten wir unser Augenmerk 
noch zu wenig auf besonders begabte 
Kinder mit Migrationshintergrund – 
ein Potenzial, das es zu fördern gilt 
mit der Perspektive, diesen Kindern 
eine schulische Laufbahn zu eröffnen, 
die ihnen ihre Familien nicht ermögli-
chen kann. Dabei wollen wir versu-
chen, durch ein LOS-Projekt auch die 
Potenziale der Eltern auszuschöpfen. 
Eltern und Bürger mit Hochschulbil-
dung, etwa Diplom, in unserem Stadt-
teil, die aufgrund ihres Migrationshin-
tergrundes bisher keine Anstellung 
finden konnten, sollen hier ihre Fähig-
keiten im mathematischen und natur-
wissenschaftlichen Lernbereich sinn-
voll einsetzen.  
 

 Kontakt: 
 Anne-D. Stübing, Dipl.-Päd.  
 Schulleiterin der Gebeschusschule  
 Friedrich-Engels-Str. 19, 63452 Hanau  
 E-Mail: a.stuebing@hu.ssa.hessen.de  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
März 2005, Potsdam 
Berufsbegleitende Weiterbildung mit Zertifi-
kat „Quartiersmanagement: Kompetenzen. 
Konzepte. Quartiere“;  
Im März startet die neue Weiterbildung 
„Quartiersmanagement“ der FH Potsdam. Die 
interdisziplinär und anwendungsbezogen 
konzipierte Weiterbildung hat zum Ziel, die 
persönlichen Handlungskompetenzen von 
(potenziellen) Quartiersmanagern zu erwei-
tern und für entwicklungs- und lösungsorien-
tierte Tätigkeiten, interdisziplinäre und inter-
kulturelle Arbeitsprozesse zu qualifizieren. 
Die Weiterbildung richtet sich an alle Akteure 
aus Gemeinwesen-, Jugend- und soziokultu-
reller Arbeit, den Bereichen Architektur, 
Stadtplanung, Verwaltung, Wohnungswirt-
schaft, lokaler Arbeitsmarktpolitik und Wirt-
schaftsförderung sowie insbesondere an Ak-
teure aus dem Umfeld der „Sozialen Stadt“ in 
den neuen Bundesländern. Die einzelnen 
Module widmen sich interdisziplinären The-
men wie „Partizipation und Netzwerkent-
wicklung“, „Prävention und Konfliktmanage-
ment“, „Lokale Ökonomie und Wohnungs-
wirtschaft“ oder „Leitbildentwicklung und Öf-
fentlichkeitsarbeit“; Kontakt und weitere In-
fos: Sandra Cartes, Zentrale Einrichtung Wei-
terbildung der FH Potsdam, Telefon: 
0331/580-2432, Telefax: 0331/580-2439,  
E-Mail: weiterbildung@fh-potsdam.de, 
www.fh-potsdam.de. 
 
5.-11.3.2005, Hamburg 
Kontaktstudienwoche „Gewalt in der Schule. 
Ausprägung, Erklärung, Prävention“;  
In der vom Institut für Kriminologische Sozial-
forschung der Universität Hamburg geplanten 
Studienwoche sollen kriminologische und in-
terdisziplinäre Forschungsergebnisse darge-
stellt und durch einen breit angelegten Dialog 
zwischen Wissenschaft und Praxis nutzbar 
gemacht werden. Hierbei führt der Bogen von 
den leichten und schweren Formen der 
Schulgewalt über die Rolle der Massenme-
dien bis zur Entwicklung von Strategien zur 
Konfliktdeeskalation und Gewaltprävention. 
Veranstalter: Universität Hamburg, Institut für 
Kriminologische Sozialforschung; Kosten: 252 
Euro; Info: Ursula Kisse, Universität Hamburg, 
Institut für Kriminologische Sozialforschung, 
Allende-Platz 1, 20146 Hamburg, Telefon: 
040/428386504, E-Mail: ursula.kisse@uni-
hamburg.de 

Veranstaltungshinweise

Siehe auch S. 28 
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Den Trend bei Berufsorientierung und 
-ausbildung in der Stadt Neubranden-
burg bestimmen eine häufig unzuläng-
liche Ausbildungsreife junger Men-
schen, Ausbildungsabbrüche und Ab-
wanderung des begabten Nachwuch-
ses. Es ist dringend notwendig, diesen 
Trend zu durchbrechen und die Defi-
zite durch praktische Maßnahmen 
auszugleichen.  
 
Hier setzt das Projekt „Praxispilot“ an, 
das sowohl für das URBAN II-Gebiet 
„NORD:Stadt“ Neubrandenburg (siehe 
auch www.neubrandenburg.de/urban 
II) als auch für das Gebiet des Bund-
Länderprogramms Soziale Stadt ent-
wickelt wurde; Letzteres ist räumlich 
in das URBAN II-Gebiet integriert. Als 
Gemeinschaftsprojekt der BIG-
STÄDTEBAU MECKLENBURG-VOR-
POMMERN GmbH, Treuhänder der 
Stadt Neubrandenburg für die genann-
ten Förderprogramme, der Stadtver-
waltung Neubrandenburg und der 
Ausbildungsgemeinschaft Industrie, 
Handel und Handwerk Neubranden-
burg e.V. entwickelt, zielt der „Praxis-
pilot“ hauptsächlich darauf ab, die be-
rufliche Frühorientierung an die Be-
darfe der Wirtschaft anzupassen und 
die Angebote verschiedenster Akteure 
der Berufsfrühorientierung zusam-
mengefasst und gezielt an Schülerin-
nen und Schüler zu vermitteln. 
 
Der „Praxispilot“ bietet eine frühzeiti-
ge, ganzheitliche und koordinierte Be-
rufsorientierung für Schülerinnen und 
Schüler von der Klassenstufe 5 an. 
Wichtige Bausteine in der Konzeption 
des Projektes sind: 

 optimale Abstimmung von Prakti-
kumseinsätzen auf die Schülerin-
nen und Schüler und deren Be-
rufswünsche,  

 
 
 
 
 
 
 
 

 Einsatz eines Pi-
lotpasses als In-
strument der Be-
rufswegeplanung 
und  

 gezielte Koordi-
nierung von An-
geboten der Be-
rufsfrühorientie-
rung entspre-
chend Schultyp 
und Schulkon-
zept. 

 
Seit September 2004 
ist der „Praxispilot“ 
in der ersten Projekt-
phase. Die praxis- 
und bedarfsorientier-
te Berufsfindung an 
den in das Projekt 
einbezogenen Schu-
len der Stadt Neu-
brandenburg wird 
aktiv umgesetzt. Eine 
auch über das Inter-
net zugängliche Da-
tenbank, die für die 
Zielgruppen Schüler, Eltern, Schulen 
und Unternehmen zentrale Anlaufstel-
le der Berufsfrühorientierung im UR-
BAN II-Gebiet sein soll, ist ab Mai 
2005 verfügbar. Im Rahmen des Pro-
gramms „Schule plus“ unterstützt seit 
November 2004 eine Arbeitsgruppe 
von Schülerinnen und Schülern eines 
im URBAN II-Gebiet ansässigen Gym-
nasiums den Aufbau der Datenbank 
im redaktionellen Bereich.  
 
Mittlerweile sind mehrere Arbeitskrei-
se entstanden; sie binden aktuelle 
Trends und neue Ansätze der Berufs-
frühorientierung konzeptionell in die 
Projektarbeit ein. Die einzelnen Akti-
vitäten werden zusammengeführt,  

 
 
 
 
 
 
 
 

dem Beirat des „Praxispiloten“ als  
oberstem Gremium der Projektsteue-
rung vorgestellt und nach Prüfung zur 
Umsetzung in den jeweiligen Projekt-
phasen beschlossen.   
 
Das Projekt hat eine Laufzeit von vier 
Jahren und wird mithilfe eines indika-
torbasierten Monitorings evaluiert. 
 
 

 Kontakt:  
 Martin Kruschwitz 
 BIG STÄDTEBAU MECKLENBURG-
 VORPOMMERN GmbH 
 Augustastr. 18°, 17235 Neustrelitz 
 Telefon: 03981/246516 
 Telefax: 03981/203658 
 E-Mail: m.kruschwitz@big-bau.de 

Berufsfrühorientierung mit „Praxispilot“  
Projekt für und mit Schülerinnen und Schülern im URBAN II-Gebiet 
„NORD:Stadt“ Neubrandenburg 
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Entstehung der Arbeitshilfe 

Im Mai 2000 beschloss der Jugendhil-
feausschuss der Stadt Koblenz, eine 
Arbeitsgemeinschaft (AG) nach § 78 
Sozialgesetzbuch (SGB) VIII „Jugend-
hilfe und Schule“ einzurichten. Als 
Aufgabenbereich der AG wurde die 
Verbesserung der Zusammenarbeit der 
Sozialisationsinstanzen Schule, Eltern-
haus und Jugendhilfe genannt; unter 
anderem sollten auch Standards und 
Empfehlungen zur Zusammenarbeit 
entwickelt oder weiterentwickelt wer-
den. 
 
Die Kooperation zwischen Jugendamt 
und Schulen insbesondere bei Ver-
dacht oder Bestehen einer Gefährdung 
des Kindeswohls war der AG überaus 
wichtig. Eine vom Jugendamt erstellte 
Arbeitshilfe diente der AG und den 
Schulleitungen als Diskussionsgrund-
lage.  
 
Unter anderem durch die Einführung 
der Ganztagsschulen kam es zu zeitli-
chen Verzögerungen. So wurde der 
Entwurf 2003 noch einmal zur Diskus-
sion gestellt, damit eine Arbeitshilfe 
zur Kooperation zwischen Schule und 
Jugendhilfe von beiden Seiten  mitge-
tragen werden konnte und ihre prakti-
sche Umsetzung Erfolg haben würde. 
 
Im Juni 2004 wurde in einer gemein-
samen Sitzung von Jugendhilfeaus-
schuss und Schulträgerausschuss die 
Arbeitshilfe verabschiedet und vom 
zuständigen Dezernenten für die Mit-
arbeiterschaft des Jugendamtes für 
verbindlich erklärt. Sie soll den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in den 
Schulen und dem Jugendamt als 
Handlungsorientierung dienen. 
 

In Form von Informationsveranstaltun-
gen werden alle Lehrerinnen und Leh-
rer, die in Koblenz tätig sind, über die 
Verfahrensabläufe und fachlichen 
Standards der Arbeitshilfe informiert.  
Der Empfehlung der Arbeitshilfe, 
„runde Tische“ zur Kommunikation 
und Kooperation zwischen Jugendhilfe 
und Schule zu initiieren, wird nach 
Bedarf entsprochen. 
 
Inhalt der Arbeitshilfe 
Die Arbeitshilfe klärt – in Ermangelung 
einer einheitlichen und verbindlichen 
Definition – zunächst den Begriff der 
„Kindeswohlgefährdung“ und verweist 
exemplarisch auf unterschiedliche 
Problemlagen, die den Anlass für die 
Kooperation und Kommunikation zwi-
schen Jugendhilfe und Schule bilden 
sollten, mit dem Ziel, eine wirksame 
Hilfe für das Kind/den Jugendlichen 
unter Einbeziehung der Sorgeberech-
tigten in die Wege zu leiten.  
 
Da es unerlässlich ist, auch daten-
schutzrechtliche Bestimmungen und 
strafrechtliche Konsequenzen bei de-
ren Nichtbeachtung zu berücksichti-
gen, schließen sich hierzu Aussagen 
(im Kontext von Kommunikation/Ko-
operation zwischen Jugendhilfe und 
Schule) an (siehe Abb. 1, S. 24). 
 
Grundlage für eine gelingende Kom-
munikation und Kooperation zwi-
schen Jugendhilfe und Schule bildet 
die Erkenntnis, dass beide Seiten einen 
eigenständigen Erziehungs- und Bil-
dungsauftrag – trotz unterschiedlicher 
gesetzlicher Arbeitsaufträge bei der 
Verwirklichung des Rechts junger 
Menschen auf Förderung ihrer Ent-
wicklung und Erziehung zu eigenver- 
 

antwortlichen und gemeinschaftlichen 
Persönlichkeiten – einzubringen ha-
ben. Diese Grundlage wurde um Ma-
ximen des Zusammenwirkens ergänzt 
und ein Ablaufdiagramm entwickelt, 
das Arbeitsschritte in der Institution 
Schule bzw. Jugendamt veranschau-
licht, die beim Bekanntwerden einer 
möglichen Gefährdungssituation eines 
Kindes/Jugendlichen notwendig wer-
den (siehe Abb. 2, S. 25). 
 
Die Arbeithilfe schließt mit Hand-
lungsmöglichkeiten für die Kooperati-
on und Kommunikation zwischen Ju-
gendhilfe und Schule (unter anderem 
„runde Tische“), der Beschreibung von 
Kennzeichen des Hilfeprozesses und 
konkreten Vereinbarungen zu Erreich-
barkeit und gegenseitiger Information 
ab. 
 

 Kontakt: 
 Thomas Muth,  
 Dipl.-Sozialpädagoge (FH) 
 Stadt Koblenz 
 Amt für Jugend, Familie, Senioren  
 und Soziales – Jugendamt – 
 Leiter der Kinder- und Jugendförderung 
 
 Telefon: 0261/129-2320 
 Telefax: 0261/129-2300 
 E-Mail:  
 Thomas.Muth@stadt.koblenz.de 
 
 
 
 

Jugendhilfe und Schule 
Ihre Kommunikation und Kooperation bei besonderen Problemlagen  
von Schülerinnen und Schülern 
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Sozialdatenschutz/ 
Vertrauensschutz 

 

 Besonderer 
Vertrauensschutz in 
der persönlichen 
und erzieherischen 
Hilfe § 65 KJHG 

 

 Verletzung von 
Privatgeheimnissen 
§ 203 StGB 

mit Befugnis:

verdeckte offene 

Kooperation Keine 
Kooperation 

ohne Befugnis: 

Konflikt 
mit 

Datenschutz 
bei:

fehlendem 
Einverständnis/ 

nicht 
vorliegendem 

Notstand

Einvernehmen/ 
Mitwirkung  

der 
Sorgeberechtigten 

des Kindes 

rechtfertigendem 
Notstand 

Kein Konflikt 
mit 

Datenschutz 
bei:

Jugendhilfe - Schule 

Kooperation/
Kommunikation bei 

Kindeswohlgefährdung 

Definitionen der 
Kindeswohlgefährdung: 

 

1. bedürfnisorientierte Sichtweise 
    Defizite der Befriedigung von: 

 körperlichen 
 emotionalen 
 intellektuellen 
 moralischen 

 

2. Orientierung an gefährdenden  
    Einflüssen auf das Kind durch: 

 Vernachlässigung 
 seelische Misshandlung 
 körperliche Misshandlung 
 sexuellen Missbrauch 

Bedürfnissen 

Zweck:
Hilfe und/oder 

Schutzmaßnahme 
für einzelne 

Schüler/Kinder

Berücksichtigung 
von Datenschutz 
Beim Austausch 

personenbezogener 
Daten/anvertrauter 

Geheimnisse

mit Befugnis: 

 
 

Abbildung: Jugendamt der Stadt Koblenz 
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Lehrkraft erkennt Problemlage Ausgangslage Jugendamt erfährt von 
Problemlage

▪ Beobachtungen des Kindes
▪ Äußerungen des Kindes
▪ Mitteilungen Dritter

▪ Mitteilungen Dritter (Nachbarn, 
   Verwandte, Polizei, Ärzte, Schule, 
   andere)
▪ seltener: Beobachtungen/
   Äußerungen

Verdacht auf Gefährdung Überprüfung Verdacht auf Gefährdung
Weitere Informationen über: Weitere Informationen über:
▪ Gespräch mit Schüler
▪ Gespräch mit Eltern
▪ Anonymiserte Fallbesprechung
  mit Jugendamt
▪ Schulsozialarbeit
▪ Kinderschutzdienst
▪ Fachberatungsstelle

▪ Gespräch mit Kind/Eltern/Schule
▪ Beratungsdienste usw.
Akute Gefährdung: 
ohne Wissen der Eltern
Keine akute Gefährdung: 
mit Wissen der Eltern

Verdachtsbestätigung: Ja/Nein Ergebnis Verdachtsbestätigung: Ja/Nein
Ja: weitere Schritte erforderlich
Nein: keine weiteren Schritte erforderlich

Ja: weitere Schritte erforderlich
Nein: keine weiteren Schritte erforderlich

Verdacht bestätigt sich Weiteres Vorgehen Verdacht bestätigt sich
▪ Information an Eltern
Eltern nehmen Hilfeangebot an
▪ keine Beteiligung Jugendamt
▪ Weiterleitung an Fachberatung
▪ Rückmeldung an Lehrkraft

▪ Information an Eltern
Eltern nehmen Hilfeangebot an
▪ Rückmeldung an Schule  durch 
  Eltern bzw. Jugendamt  mit 
  Wissen der Eltern

▪ Information an Eltern
Eltern nehmen keine Hilfe an
▪ Einschaltung Jugendamt 
  grundsätzlich mit Wissen der Eltern 
▪ Hilfeprozess wird eingeleitet
    allgemeine Rückmeldung 
        durch Jugendamt
   detaillierte Rückmeldung mit 
        Wissen der Eltern

▪ Information an Eltern
Eltern nehmen keine Hilfe an
▪ weitere Schritte nach Einzelfall
   Amtsgericht/Unterbringung
▪ Rückmeldung an Schule  allgemein

Schüler wünscht keine Offenbarung 
gegenüber den Eltern
▪ Vertrauensschutz
▪ Einschaltung Jugendamt  ohne 
  Wissen der Eltern
▪ Ziel Jugendamt : Zusammenarbeit
  mit Kind und Eltern unter 
  Abwägung der Gefährdung
▪ allgemeine Rückmeldung durch 
   Jugendamt

Kind wünscht keine Offenbarung
▪ Vertrauensschutz
▪ Ziel: Zusammenarbeit mit Kind und 
Eltern
▪ ggf. Schutzmaßnahme
▪ Mitteilung an Schule

Akute/Schwerwiegende Gefährdung
▪ Einschaltung Jugendamt  ggf. ohne
   Wissen der Eltern (Schutzmaßnahme 
   durch Jugendamt )

Akute/Schwerwiegende Gefährdung
(Schutzmaßnahme durch Jugendamt )
▪ Beteiligung Schule /Information
▪ ggf. Amtsgericht

Kommunikation & 
Kooperation

Schüler in besonderen 
Problemlagen

- Kindeswohlgefährdung - 

Schule Jugendamt

 

Abbildung: Jugendamt der Stadt Koblenz 



 

26 Soziale Stadt info 16 – Februar 2005 

Die Potenziale des erweiterten Stadt-
erneuerungsansatzes im Rahmen der 
Sozialen Stadt und die damit verbun-
denen Herausforderungen waren Ge-
genstand einer Fachtagung der Obers-
ten Baubehörde mit Experten aus Wis-
senschaft, Vertretern der Landes- und 
der Kommunalpolitik sowie der Stadt-
planung und weiteren am Programm 
beteiligten Akteuren aus den 50 baye-
rischen Soziale Stadt-Gebieten am 
21. Oktober 2004 in Augsburg. 300 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer ver-
folgten die Vorträge und engagiert ge-
führten Diskussionen. 
 
Nach der Begrüßung durch Augsburgs 
Oberbürgermeister Dr. Paul Wengert 
und Joachim Paas, dem Leiter der Ab-
teilung Wohnungswesen und Städte-
bauförderung in der Obersten Baube-
hörde, stellte Innenminister Dr. Gün-
ther Beckstein die positiven Entwick-
lungen in den Programmgebieten 
Bayerns dar, die durch das gemeinsa-
me Engagement von Bund, Land, 
Kommunen, Bürgern, Eigentümern 
sowie den Trägern und Vereinen vor 
Ort bereits ausgelöst wurden. „In den 
fünf Jahren seit dem Start des Pro-
gramms haben wir eine Menge er-
reicht“, stellte der Innenminister fest, 
„das Programm Soziale Stadt ist eine 
Investition in die Zukunft unserer Städ-
te.“  
 
Die Vernetzung der baulichen, sozia-
len, wirtschaftlichen und ökologischen 
Faktoren ist ein zentraler Aspekt des 
Programms. Neben sichtbaren bauli-
chen Veränderungen sind es insbe-
sondere Betreuungs-, Sport- und Frei-
zeitangebote für Kinder und Jugendli-
che sowie Projekte zur sprachlichen 
und beruflichen Qualifizierung, die 
der Stadtteilbewohnerschaft neue Per-
spektiven eröffnen. Die Einwohner-
zahl der am Programm beteiligten 

bayerischen Kommunen reicht von 
2 500 bis 1,3 Millionen Einwohnern, 
mehr als die Hälfte der bayerischen 
Programmgebiete befindet sich in 
Städten und Gemeinden mit weniger 
als 50 000 Einwohnern. Dies wider-
legt nach Beckstein die Vorstellung, 
dass Soziale Stadt eine Initiative ist, 
die lediglich auf Probleme in Groß-
städten reagiert. Die Projektziele und 
Aufgaben werden individuell entspre-
chend den örtlichen Problemlagen 
entwickelt. Großsiedlungen wie das 
Hasenbergl in München oder eine  
ehemals von US-Streitkräften genutzte 
Wohnsiedlung in Neu-Ulm sind eben-
so darunter wie innerstädtische Alt-
baugebiete in Fürth und Hof oder 
kleine Gemeinden, wie das 2 500 
Einwohner zählende Bodolz.  
 
Bund und Freistaat stellten für die 
bayerischen Projekte seit Beginn der 
Initiative über 109 Millionen Euro be-
reit. Alleine im Jahresprogramm 2004 
sind es über 20 Millionen Euro, davon 
mehr als die Hälfte aus bayerischen 
Landesmitteln. „Wir ziehen uns trotz 
des Konsolidierungskurses der Bayeri-
schen Staatsregierung nicht aus der 
Verantwortung für Investitionen in un-
seren Städten zurück“, betonte Beck-
stein.  
 
Der Sozialwissenschaftler Prof. Dr. 
Hartmut Häußermann von der Berli-
ner Humboldt-Universität kennzeich-
nete Stadtteile mit erheblichen sozia-
len Problemen nicht nur als „benach-
teiligt“, sondern zusätzlich als „be-
nachteiligend“. „Arme Quartiere ma-
chen ihre Bewohner noch ärmer“, so 
Häußermann. Es gehe darum, die Ab-
koppelung von Stadtteilen von der all-
gemeinen Entwicklung einer Stadt zu 
bremsen und die Lebenschancen der 
Bewohner – insbesondere die Zu-
kunftschancen der Kinder und Jugend-

lichen – zu verbessern. Die Gemein-
schaftsinitiative ist für Häußermann 
eine Chance, den gesellschaftlichen 
Wandel zu bewältigen, den er anhand 
von Entwicklungen wie Deindustriali-
sierung, wachsende Einkommensun-
gleichheit, zunehmende kulturelle He-
terogenität sowie Individualisierung 
beschrieb.  
 
In dem anschließenden Podiumsge-
spräch diskutierten neben Beckstein 
und Häußermann der Architekt und 
Stadtplaner Jochen Baur, München, 
Hans Joachim Schlössl, Leiter des Am-
tes für Wohnen und Stadterneuerung, 
Nürnberg, sowie Oberbürgermeister 
Dieter Döhla aus Hof über den inte-
grativen Handlungsansatz des Pro-
gramms in der Praxis. Der Minister be-
tonte die besondere Effektivität, die in 
der Bündelung der Städtebauförderung 
mit den Programmen anderer Fachbe-
reiche liegt und ermunterte die Kom-
munen, diese Chance verstärkt zu 
nutzen. Die Diskussionsteilnehmer 
unterstrichen, dass eine aktive Bürger-
schaft für die Stadtteilerneuerung ein 
wertvolles Potenzial ist und hoben in 
diesem Zusammenhang die Rolle des 
Quartiersmanagements hervor. 
 
Gerade in Stadtteilen mit besonderem 
Entwicklungsbedarf kann die Kunst im 
öffentlichen Raum, so Dr. Julian Nida-
Rümelin, Professor für politische The-
orie und Philosophie an der Universi-
tät München, eine wichtige soziale 
Funktion haben. Die Identität eines 
Stadtviertels hänge davon ab, ob es 
mit bestimmten Projekten zu identifi-
zieren ist, und hierzu könne Kunst bei-
tragen. Früher wurde Kunst im öffent-
lichen Raum entweder hingenommen 
oder – wenn sie Irritation hervorrief – 
abgelehnt. Heute versuchten die 
Künstler wieder verstärkt, ihre Werke 
für alle „lesbar“ zu gestalten. Die Er-

Fünf Jahre Soziale Stadt in Bayern  

Fachtagung „Städtebauförderung in Bayern“ in Augsburg 
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fahrung zeige, dass Kunstwerke im öf-
fentlichen Raum, die von den Bürgern 
akzeptiert sind, kaum beschädigt wer-
den. Nida-Rümelin forderte, die Kunst 
wieder stärker mit der Urbanität zu 
verbinden und mit ihr noch stärker im 
Stadtbild präsent zu sein. 
 
Das folgende Podiumsgespräch bot 
den in den Projektgebieten tätigen Ak-
teuren die Möglichkeit zur Standortbe-
stimmung, Bestätigung und Weiter-
entwicklung in ihrer Arbeit. Die Teil-
nehmer der Diskussion, Gabriele Zo-
bel, Quartiersmanagerin in Lindau-
Zech, Cäcilia Scheffler, beauftragt mit 
der Projektsteuerung im Soziale Stadt-
Gebiet in Hof, Michael Sturm, Ge-
schäftsführer des Qualifizierungspro-
jektes Junge Arbeit in München-
Hasenbergl, Klaus Nickelkoppe, Ge-
schäftsführer der Stadtbau GmbH, Re-
gensburg, sowie Norbert Reinfuss vom 
Stadtplanungsamt Augsburg arbeiteten 
insbesondere die Anknüpfungspunkte 
und die Potenziale heraus, die Gebie-
te und die in ihnen lebenden Men-
schen haben und die für die Erneue-
rung eine wesentliche Rolle spielen.  
 
Die Stadtteilentwicklung müsse – so 
Dr. Rotraut Weeber, Institut für Stadt-
planung und Sozialforschung, Stutt-
gart/Berlin, in ihrem Referat – noch 
mehr als Entwicklungsansatz für die 
gesamte Stadt aufgefasst werden. Da-
zu gehörten konsequent verfolgte  
übergeordnete Strategien zur Innen-
entwicklung der Städte und zur Prä-
vention sozialer Segregation. Weeber 
forderte, sozialraum- oder stadtteilbe-
zogenes Handeln zu stärken. Integrier-
tes Handeln im Stadtteil werde er-
leichtert, wenn Verantwortlichkeiten 
in Verwaltung und Stadtpolitik noch 
mehr für die Stadtteile gebündelt wer-
den.  
 
Im Anschluss an die Fachtagung fand 
die Übergabe des neu gestalteten 
Quartiersplatzes an die Bürgerinnen 
und Bürger im Soziale Stadt-Gebiet 
Augsburg-Oberhausen durch den In-
nenstaatssekretär Georg Schmid,  

Oberbürgermeister Dr. Wengert, Re-
gierungsvizepräsident Karl Michael 
Scheufele sowie Vertreter der Kirchen 
und des Verbandes islamischer Kul-
turzentren statt. Den Tagungsteilneh-
mern bot sich mit dem damit verbun-
denen Quartiersfest die Möglichkeit, 
vor Ort die neu entstandene Leben-
digkeit zu erleben. 
 

 Kontakt: 
 Karin Sandeck  
 (Referatsleiterin Städtebauförderung) 
 Ulrich Hach 
 (für Fragen zur Sozialen Stadt) 
 Oberste Baubehörde im  
 Bayerischen Staatsministerium  
 des Innern 
 Franz-Josef-Strauß-Ring 4 
 Telefon: 089/2192-3482 
 Telefax: 089/2192-13698 
 E-Mail: ulrich.hach@stmi.bayern.de 

 
 
 
Link-Sammlung  
zum Thema Bildung 

Die folgende Link-Sammlung ist kei-
nesfalls vollständig, bietet aber eine 
erste Hilfe, via Internet weitere Infor-
mationen und Anregungen zum The-
ma zu bekommen. 
www.bay-staedtetag.de/diskpap01.pdf 
Ein Diskussionspapier („Für eine zu-
kunftsfähige Schule“) zum Bayeri-
schen Städtetag  
www.bildungsportal.nrw.de Informa-
tionen unter anderem zur offenen 
Ganztagsschule, die immer mehr auch 
zu einem Ort der kulturellen Kinder- 
und Jugendarbeit wird 
www.bildungsserver.de Informationen 
und Datenbanken unter anderem für 
Schüler, Auszubildende, Eltern, Lehr-
kräfte. Der Deutsche Bildungsserver ist 
ein Gemeinschaftsservice von Bund 
und Ländern, koordinierende Ge-
schäftsstelle ist das Deutsche Institut 
für Internationale Pädagogische For-
schung in Frankfurt/M. und Berlin. Der 
Aufbau des Themengebietes Kinderta-
gesbetreuung erfolgt in Kooperation 
mit dem Deutschen Jugendinstitut 
(DJI), München.  

www.blk-bonn.de Bund-Länder-Kom-
mission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung 
www.boell.de Unter „Bildung & Wis-
senschaft“ sind Materialien zum The-
ma und Positionspapiere der Bil-
dungskommission der Heinrich Böll 
Stiftung abrufbar 
www.bundesjugendkuratorium.de 
Hier finden sich unter anderem die 
Stellungsnahmen des bjk zum Investi-
tionsprogramm „Zukunft Bildung und 
Betreuung“ der Bundesregierung zur 
Schaffung von mehr Ganztagsschulen 
und zur Förderung von Kindern unter 
sechs Jahren 
www.cdu-niedersachsen.de/hmsc/ 
konzepte/schule_und_bildung.php 
Links zu den Positionen und Thesen-
papieren zur Bildungspolitik der CDU 
www.demo-online.de/index.php/ 
iIssueid/33/a/1/ Schwerpunktthema 
von DEMO, Monatszeitschrift für 
Kommunalpolitik, Ausgabe 12/04: 
„Schule auf neuen Wegen“ 
www.edusax.org Heinrich Böll Stif-
tung: Hintergrundinformationen, Texte 
und Links zum Thema Bildung 
www.ganztagsschulen.org/ Umfassen-
de Informationen des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung zum 
Thema Ganztagsschulen 
www.kmk.org Website der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Län-
der in der Bundesrepublik Deutsch-
land 
www.kompetenzen-foerdern.de/ 
Um auch benachteiligten jungen 
Menschen eine Ausbildungschance zu 
eröffnen, hat das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) das 
Programm „Kompetenzen fördern – 
Berufliche Qualifizierung für Ziel-
gruppen mit besonderem Förderbedarf 
(BQF-Programm)“ eingerichtet. Es soll 
eine umfassende Modernisierung der 
beruflichen Benachteiligtenförderung 
bewirken und besonders Jugendli-
chen, die bislang ohne abgeschlosse-
ne Ausbildung geblieben sind, neue 
Einstiegs- und Qualifizierungswege 
eröffnen. 
www.ksj.de/schule/position.htm Unter 
anderem Positionspapiere der Katholi-
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schen Studierenden Jugend zur Ganz-
tagsschule und anderen bildungspoli-
tischen Themen 
www.pro-beruf.de Pro Beruf bietet 
rund 100 arbeitslosen oder von Ar-
beitslosigkeit bedrohten Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen Plätze in 
verschiedenen Fördermaßnahmen der 
arbeitsweltbezogenen Jugendsozialar-
beit an. Hinzu kommen Beratungsan-
gebote im Übergang Schule-Beruf. 
www.schlaumaeuse.de Die Bildungs-
initiative Schlaumäuse speziell für 
Vorschulkinder soll die natürliche Lust 
der Kinder am Lernen fördern und sie 
spielerisch an Sprache und Schrift he-
ranführen. Berührungsängste gegen-
über modernen Medientechnologien 
sollen abgebaut werden. Im Mittel-
punkt der Initiative stehen Kinder, die 
auf Grund ihrer räumlichen und sozia-
len Rahmenbedingungen benachteiligt 
sind. Eine Initiative von Microsoft in 
Zusammenarbeit mit UNICEF, der 
Bundesprogrammplattform E & C, dem 
Cornelsen-Verlag und der Computer-
LernWerkstatt der Technischen Uni-
versität Berlin. 
www.schule-aus-bildung.de Hier gibt 
es umfangreiche Informationen zu den 
Themen „Schule aus“ und „Ausbil-
dung“ 
www.schuleundgesundheit.hessen.de 
Schule und Gesundheit bietet Informa-
tionen und Lehrmaterialien für Schü-
ler, Lehrkräfte und Eltern zu Arbeits-
schutz-/Arbeitssicherheit, Gesund-
heitserziehung und -förderung, Bewe-
gungserziehung, Sucht- und Gewalt-
prävention, Sexualerziehung 
www.schulinfos.de Informationen zur 
offenen Ganztagsschule in NRW 
www.tageseinrichtungen.nrw.de/index
_frame.html Informationen zu Ta-
geseinrichtungen für Kinder in NRW 
www.weiterdenken.de Bildungswerk 
Weiterdenken e.V. in der Heinrich-
Böll-Stiftung e.V. in Sachsen 
 
 

Projekte 

www.anschub.de Die „Allianz für 
nachhaltige Schulgesundheit und Bil-
dung in Deutschland” ist ein von der 
Bertelsmann Stiftung initiiertes natio-
nales Projekt zur schulischen Gesund-
heitsförderung. Es versteht sich als 
bundesweiter Zusammenschluss von 
Institutionen, die durch eine gemein-
same Initiative eine nachhaltige und 
ganzheitliche Gesundheitsförderung in 
Schulen ermöglichen wollen 
www.bagage.de Pädagogische Ideen-
werkstatt, Träger der Freien Jugendhil-
fe 
www.bertelsmann-stiftung.de/de/ 
8521.jsp Modellprojekt „Selbstständi-
ge Schule NRW“. Mit dem Modellpro-
jekt wird das Ziel verfolgt, durch grö-
ßere Autonomie der einzelnen Schule 
zur Qualitätssteigerung beizutragen 
www.coole-schule.deutscher-
verein.de Ein Praxisforschungsprojekt 
zum Phänomen Schulverweigerung im 
Netzwerk von Schule, Jugendhilfe und 
Wirtschaft 
www.mus-e.de/ In diesem von der 
Yehudi-Menuhin-Stiftung initiierten 
Projekt fördern Künstler aus verschie-
denen Ländern die musische Erzie-
hung von Grundschulkindern 
(Schwerpunkte: in NRW, Saarland, 
Bremen, Osnabrück). 
www.sozialestadt.rosenheim.de/htmls/
konz_bild.htm Bildungsangebote für 
Kinder und Jugendliche, etwa Sprach-
förderung und sportliche Aktivitäten, 
in Rosenheim 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
4. 3. 2005, Hannover 
Wohnbund-Fachtagung „Benachteiligte Quar-
tiere“; Veranstalter: Wohnbund e.V.; Veran-
staltungsort: Werkhof, Schaufelderstr. 11, 
30167 Hannover; Info: Wohnbund e.V., Tele-
fon: 089/74689611, E-Mail: info@wohn-
bund.de 
 
8.-10. 4. 2005, Schloss Flehingen 
Fachseminar „Projektmanagement“ – Profes-
sionell planen, zielstrebig realisieren; Veran-
stalter: Heinrich-Böll-Stiftung Baden-
Württemberg e.V.; Veranstaltungsort: Schloss 
Flehingen; Kosten: 180 Euro, erm. 90 Euro, 
inkl. Unterkunft und Verpflegung; Info: Hein-
rich-Böll-Stiftung Baden-Württemberg e.V., 
Rieckestr. 26, 70190 Stuttgart, Telefon: 
0711/2633941-0, Telefax: 0711/2633941-9, 
E-Mail: info@boell-ba-wue.de 
 
9.-11. 5. 2005, Gelnhausen 
Workshop „Sozialraumorientierte Kinder- und 
Jugendarbeit 2004–2006“, 2. Kursabschnitt; 
Veranstalter: Burckhardthaus Gelnhausen; 
Kosten: je Abschnitt 200 Euro (EZ); 226 Euro 
(EZ mit DU/WC); Info: Rita Herrgen, Telefon: 
06051/89225, Telefax: 06051/89240, E-Mail: 
r.herrgen @burckhardthaus.de 
 
13. 5. 2005, Mulhouse 
Exkursion nach Mulhouse: „Grand Projet de 
Ville – Revitalisierung von Innenstadtquartie-
ren“; 
In Frankreich setzt die „Politique de la Ville“ 
teils ähnliche, teils unterschiedliche Akzente 
wie in Deutschland das Programm „Soziale 
Stadt“. Die Exkursion nach Mulhouse bietet 
Gelegenheit, das dortige „Grand Projet de 
Ville“ kennen zu lernen, besonders die An-
sätze zur Revitalisierung altstädtischer Quar-
tiere, zur Verbesserung der Wohnverhältnisse, 
zu wirtschaftlichen Aktivitäten, zu Beteiligung 
und lokaler Demokratie – unter anderem in 
Form von Quartiersräten; Kosten: Rundfahrt, 
Verpflegung und Programm in Mulhouse sind 
frei, die Anfahrt erfolgt auf eigene Kosten, 
Fahrgemeinschaften (Gruppenkarten) können 
organisiert werden; Veranstalter: Vereinigung 
für Stadt-, Regional- und Landesplanung (SRL) 
e.V und Heinrich-Böll-Stiftung Baden-Würt-
temberg; Info (Anmeldung bis 15.4.2005): 
Heinrich-Böll-Stiftung Baden-Württemberg, 
Telefon: 0711/26339410, Telefax: 0711/ 
2633941-9, E-Mail: info@boell-ba-wue.de  

Veranstaltungshinweise

Siehe auch S. 21 


